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SEITE2VON 3

Den beigefiigten Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Bundesjagdgeset-
zes, des Bundesnaturschutzgésetzes und des Waffengesetzes nebst Vorblatt und Be-
griindung, Beschlussvorschlag und Sprechzettel fiir den Regierungssprecher sowie die
Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates iibersende ich mit der Bitte, die
Beschlussfassung des Bundeskabinetts als ordentlichen Tagesordnungspunkt mit Aus-
sprache in der Kabinettsitzung am 04.11.2020 herbeizufiihren.

Mit der Gesetzesdnderung soll im Wesentlichen der Auftrag aus dem Koalitionsver-
trag umgesetzt werden, bundeseinheitliche Regelungen. fiir eine Zertifizierung von
Jagdmunition mit optimaler Tétungswirkung bei gleichzeitiger Bleiminimierung, ei-
‘nen SchieBiibungsnachweis und verbindliche Vorgaben fiir die Jiger- und Falkneraus-
bildung sowie -priifung zu schaffen.

Aufgrund der auBerordentlich grofien Waldschéden, die ibre Ursache in den Extrem-
wetterereignissen der letzten Jahre haben, enthlt der Gesetzentwurf auch Regelungen,
die es erméglichen, zu hohe Schalenwildbestiinde nachhaltig' anzupassen (Themen-
kreis ,, Wald und Wild*).

Die Entwicklung von klimastabilen Mischwildern erfordert die Anpassung iiberhshter
Schalenwildbesténde auf ein waldvertrigliches MaB, insbesondere auf den Schadfls-
chen, die zur Wiederbewaldung anstehen, aber auch fiir den Waldumbau.

Das Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit sowie das
Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat haben zugestimmt, die {ibrigen
Ressorts wurden beteiligt und haben keine Einwénde erhoben. Das Bundesministerium
der Justiz und fiir Verbraucherschutz hat den Entwurf rechtsformlich gepriift. Der Re-
daktionsstab Rechtssprache beim Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucher-
schutz, der Regelungsentwiirfe auf sprachliche Richtigkeit und Verstéindlichkeit priift,
wurde beteiligt.

Liander, Verbidnde und Fachkreise hatten Gelegenheit, zu dem Gesetzentwurf Stellung
zu nehmen. Thren Anliégen wurde — soweit wie moglich — Rechnung getragen.

Das Gesetz bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Ein Einspruch des Bundes-.
rates ist nicht zu erwarten, da im Vorfeld die kritischen Punkte in enger Abstimmung.
mit den Léndern geklirt wurden.
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Der Gesetzentwurf bewirkt fiir die Wirtschaft einen jahrlichen Erfiillungsaufwand in
Hohe von 780.000 Euro. Im Sinhe der ,,One in, one out“-Regelung der Bundesregie-
rung wird der zusétzliche jéhrliche Erfiillungsaufwand in Héhe von rund 780.000 Euro
pro Jahr als Belastung gewertet. Dieser wird durch die Verordnung zur Durchfiihrung
der Narkose mit Isofluran bei der Ferkelkatration durch sachkundige Personen kom-

pensiert.

Der Nationale Normenkontrollrat hat keine Bedenken erhoben. Die Stellungnahme ist
beigefligt.

‘Weder beim Bund noch bei Lindern und Kommunen entstehen durch das Gesetz
Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand.

Durch das Gesetz erhshen sich die Kosten fiir Unternehmen und Verbraucher nicht.
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere -auf das Verbrau-

cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

Das Gesetz hat keine'gleichstellungspolitischen Auswirkungen, da es keine Regelun-
gen enthilt, die auf die spezifische Lebenssituation von Frauen und Mznnern Einfluss
nehmen.

Eine Nachhaltigkeitspriifung gem#B § 44 Absatz 1 Satz 4 der Gemeinsamen Ge-
schiftsordnung der Bundesministerien (GGO) ist erfolgt. Die vorliegenden Regelun-
gen sind im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie dauerhaft tragfdhig, denn
die vorgesehenen Regelungen zur Minimierung des Bleieintrags durch Biichsenmuni-
tion bei verbesserter Tﬁtungswirkung sowie Zur Vereinheitlichung und Aktualisierung
der Jager- und Falknerpriifung und Jégerinnen- und Falknerinnenpriifung zielen da-
rauf, das Bundesjagdgesetz an den aktuellen Erkenntnisstand anzupassen. Die Jagd in
Deutschland soll damit insgesamt noch umweltvertréiglicher und tierschutzgerechter
gestaltet werden als bisher. Gleichzeitig sollen Gefahren fiir die menschliche Gesund-
heit beim Verzehr von Wildbret ausgeschlossen werden.

4 Abdrucke dieses Schreibens mit Anlagen sind beigefiigt.




Anlage 1
zur Kabinettvorlage des
Bundesministeriums far

Ernéhrung und Landwirtschaft

Beschlussvorschlag

Die Bundesregierung beschlie3t den von der Bundesministerin fur Ernédhrung und
Landwirtschaft vorgelegten Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des
Bundesjagdgesetzes, des Bundesnaturschutzgesetzes und des Waffengesetzes.



Anlage 2
zur Kabinettvorlage des
Bundesministeriums far

Ernéhrung und Landwirtschaft

Sprechzettel

fur den Regierungssprecher

Die Bundesregierung hat in ihrer heutigen Sitzung den von der Bundesministerin fur Ernah-
rung und Landwirtschaft vorgelegten Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Bun-
desjagdgesetzes, des Bundesnaturschutzgesetzes und des Waffengesetzes beschlossen.

Mit der Gesetzesédnderung werden mehrere Auftrdge aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt. Es
werden bundeseinheitliche Regelungen flr eine Zertifizierung von Jagdmunition mit optima-
ler Totungswirkung bei gleichzeitiger Bleiminimierung geschaffen, ein Schief3tibungsnach-
weis eingefuhrt und verbindliche VVorgaben fir die Jager- und Falknerausbildung sowie -
prifung geschaffen.

Mit der Anderung des Bundesjagdgesetzes werden nun auch Nachtsicht- und Nachtzielgerite
sowie Infrarotaufheller jagdrechtlich zugelassen, um insbesondere die Effizienz der Jagd auf
Schwarzwild zu steigern. Damit wird auch ein Beitrag zur verbesserten Bekdmpfung der Af-
rikanischen Schweinepest geleistet. Die jagdrechtliche Zulassung der Infrarotaufheller erfor-
derte als Folge&dnderung auch deren waffenrechtliche Zul&ssigkeit.

Aufgrund der auflerordentlich grolen Waldschéaden, die ihre Ursache auch in den Extremwet-
terereignissen der letzten Jahre haben, enthélt der Gesetzentwurf auch Regelungen, die es
ermoglichen, zu hohe Rehwildbestdnde nachhaltig anzupassen (Themenkreis ,,Wald und
Wild*). Die Entwicklung von klimastabilen Mischwéldern erfordert die Anpassung Uberhoh-
ter Rehwildbestédnde auf ein waldvertragliches Mal3, insbesondere auf den Schadfléachen, die
zur Wiederbewaldung anstehen, aber auch fiir den Waldumbau.

Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf soll als wesentlicher Teil der L6sung des Themenkrei-
ses ,,Wald und Wild* im Bundesjagdgesetz die Eigenverantwortung an Ort und Stelle gestarkt
werden.

Die behordliche (Hochst-) Abschussplanung fir Rehwild soll abgeschafft werden. Stattdessen
sollen die Verantwortlichen an Ort und Stelle, also die Jagdgenossenschaften bzw. Grundei-



gentimer auf der einen und Jagdpéchter auf der anderen Seite, sich kinftig eigenverantwort-
lich Uber einen jahrlichen Abschusskorridor fiir Rehwild im Jagdpachtvertrag verstandigen.

Grundlage fir die Einigung sollen Vegetationsgutachten sein, die um eine Lebensraumanalyse
des Rehwildes ergénzt werden. Wenn die Parteien sich nicht einigen oder die Einigung hinter
dem notwendigen Mindestabschuss zuruickbleibt, soll die Jagdbehtrde die Abschussquote
festlegen. Wird der Mindestabschuss nicht erreicht, soll die zustandige Behorde anordnen,
dass der Jagdaustbungsberechtigte den Wildbestand zu verringern hat.

Regelungen der Lander, die iiber diese geplanten Anderungen hinausgehen, wie z. B. Rege-
lungen ber einen Abschussplan, der zu erfillen ist und der auf Grundlage von forstwirt-
schaftlichen Gutachten erstellt wurde, bleiben unberihrt und somit weiterhin bestehen.






Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Bundesjagdgesetzes,
des Bundesnaturschutzgesetzes und des Waffengesetzes

A. Problem und Ziel

Umfangreiche Untersuchungen unter Leitung des Bundesinstituts fir Risikobewertung ha-
ben eine Kontaminierung des Wildkorpers (Schusskanal und Wildbret) durch Blei aus Jagd-
munition in einem Umfang nachgewiesen, der ein Risiko flir sogenannte Extremverzehrer
von Wildbret, fiir Schwangere, Frauen im gebarfahigen Alter sowie fir Kinder unter sieben
Jahren nicht vollig ausschliel3t. Dabei hat sich gezeigt, dass der Grad der Kontaminierung
malfigeblich durch die Konstruktion der Bichsenmunition bestimmt wird und diese gleich-
falls groRen Einfluss auf die Tétungswirkung und das Abprallverhalten der Geschosse hat.
Eine hinreichende Tdétungswirkung hat unter Tierschutzgesichtspunkten grundlegende Be-
deutung. Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs ist es, die Anforderungen an Bichsenmu-
nition bezuglich ihrer Bleiabgabe an Mensch und Umwelt und ihrer Tétungswirkung bun-
deseinheitlich festzulegen.

In der Praxis haben sich bei der Jager- und Falknerprifung und Jagerinnen- und Falknerin-
nenprifung seit der Neufassung des Bundesjagdgesetzes im Jahr 1976 deutliche Unter-
schiede zwischen den Landern herausgebildet, die im Interesse eines einheitlichen Pri-
fungsniveaus beseitigt werden sollen. Im Rahmen der Kompetenz des Bundes, das Recht
der Jagdscheine zu regeln, sollen insbesondere die Prifungsvoraussetzungen fur die Ja-
ger- und Falknerpriifung und Jagerinnen- und Falknerinnenprifung vereinheitlicht und so
eine starkere Auspragung einzelner Fachgebiete wie Wildschadensvermeidung, Fallen-
jagd, Wildbrethygiene und Lebensmittelsicherheit erreicht werden. Auch die Erteilung von
Auslander- oder Auslanderinnenjagdscheinen soll vereinheitlicht werden. Der Schiel3-
Uibungsnachweis soll die sichere Handhabung der Waffe und die Préazision beim Schuss
verbessern.

Das Ziel, eine an den Klimawandel angepasste Waldbewirtschaftung in der Flache umzu-
setzen, erfordert eine Anpassung des Bundesjagdgesetzes (BJagdG), um im Interesse ei-
nes angemessenen Ausgleiches zwischen Wald und Wild dort handeln zu kénnen, wo zu
hohe Wildbestande eine Verjungung des Waldes behindern. Dies gilt auch und insbeson-
dere in Anbetracht der durch den Klimawandel hervorgerufenen Duirrekalamitaten der letz-
ten Jahre und der Notwendigkeit, diese Flachen wiederzubewalden und den Wald insge-
samt, wo dies notwendig ist, mit offentlichen Mitteln, klimaresilient umzubauen. Es liegt in
der gemeinsamen Verantwortung von Jagern oder Jagerinnen und Waldbesitzern oder
Waldbesitzerinnen sicherzustellen, dass der notwendige Waldumbau mdglichst ohne
Schutzmaf3nahmen durchgefiihrt werden kann. Diese Verantwortung gilt es zu starken.

B. LOsung

Die inzwischen vorliegenden wissenschaftlichen Ergebnisse der Projekte zum Abprallver-
halten und zur Tétungswirkung bleiminimierter Buchsenmunition sowie zur Kontaminierung
von Wildbret durch bleihaltige und bleiminimierte Munition werden durch eine Anderung des
BJagdG umgesetzt. Dabei sollen die Einzelheiten hinsichtlich der Anforderungen an eine
tierschutzgerechte und zuverlassige T6tungswirkung sowie das Verfahren zur Kontrolle des
Bleiminimierungsgebots in einer neu zu schaffenden Rechtsverordnung festlegt werden.
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Dies schafft die Mdglichkeit, technische und innovative Entwicklungen bei der Munition zeit-
nah zu begleiten.

Durch die Bestimmungen zur Jager- und Falknerprifung und Jagerinnen- und Falknerin-
nenprifung kann den Tendenzen zur zunehmend unterschiedlichen Entwicklung in den
Landern entgegengewirkt und der Standard vereinheitlicht werden.

Der im BJagdG bereits verankerte Grundsatz, wonach die Hege so durchgefiihrt werden
muss, dass Beeintrachtigungen einer ordnungsgemalien Forstwirtschaft, insbesondere
Wildschaden, moglichst vermeiden werden, soll im Hinblick auf den klimabedingten Wald-
umbau gestarkt und daher angeordnet werden, dass die Hege kinftig insbesondere eine
Verjingung des Waldes im Wesentlichen ohne Schutzmalinahmen ermdglichen soll. Um
dieses Ziel zu erreichen, sollen sich Jager oder Jagerinnen und Waldbesitzer oder Wald-
besitzerinnen, unter Einbeziehung der ortlich vorherrschenden Bedingungen, tber einen
jahrlichen Mindestabschuss fir Rehwild verstandigen.

C. Alternativen

Grundsatzlich haben die Lander im Bereich des Jagdwesens die Moglichkeit, selbst ihre
Jagdgesetze anzupassen (und dabei gegebenenfalls abweichende Regelungen zu treffen:
nicht abweichungsfeste konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes), dies gilt
nicht fir das Recht der Jagdscheine (Artikel 1 Nummer 2 und 3 dieses Gesetzes). Eine
bundeseinheitliche Losung ist aber vor dem Hintergrund, dass die dargestellten Probleme
nicht regional beschrankt sind, geboten.

Hinsichtlich der Anforderungen an die Munition ist ein pauschales Materialverbot eine wei-
tere Mdglichkeit den Bleieintrag in die Umwelt zu verhindern.

Die ersatzlose Abschaffung der behdrdlichen Rehwildabschussplanung ist eine Alternative
bzgl. der Regelungen, die die Thematik Wald und Wild adressieren.

Statt eines Schiel3libungsnachweises kann auch der aufwendigere Schiel3leistungsnach-
weis eingefiihrt werden.

Die Jagdausbildung kann den Bundeslé&ndern Uberlassen bleiben.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Dem Bund sowie den Landern und Gemeinden entstehen durch die vorgesehenen Ande-
rungen keine Kosten.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand far Burgerinnen und Birger

Den Burgerinnen und Blrger entsteht durch die Regelungen zur Jager- und Falknerprifung
und Jagerinnen- und Falknerinnenprifung bzgl. des SchieRibungsnachweises sowie durch
die Regelungen bzgl. der Bichsenmunition und den Vegetationsgutachten ein Erfullungs-
aufwand von insgesamt ca. 585.000 Stunden sowie Kosten von insgesamt ca. 9 Mio. Euro
jahrlich.
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E.2 Erfallungsaufwand fir die Wirtschaft

Durch die Anderungen hinsichtlich der Ausbildung entsteht der Wirtschaft durch die Um-
stellung der Lehrplane ein einmaliger geringfugiger Erfullungsaufwand.

Der Wirtschaft entsteht ein zuséatzlicher jahrlicher Erfullungsaufwand von insgesamt rund
780.000 Euro, die auch aus Informationspflichten entstehen; es handelt sich damit um B-
rokratiekosten.

Im Sinne der ,,One in, one out“-Regelung der Bundesregierung wird der zusatzliche jahrliche
Erflllungsaufwand in Hohe von rund 780.000 Euro pro Jahr als Belastung gewertet.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Den Landern entsteht durch das Gesetz hinsichtlich der Verordnungsermachtigung in Arti-
kel 1 § 18d sowie durch die Vegetationsgutachten ein zuséatzlicher jahrlicher Erfillungsauf-
wand von ca. 2,6 Mio. Euro und, soweit die Lander von der Méglichkeit der Beleihung Ge-
brauch machen, ein einmaliger Erfullungsaufwand von ca. 100.000 Euro.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf die Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, werden nicht erwartet. Nach Auskunft des Bundesverbandes Schiel3stat-
ten e. V. kdnnen fur den Umbau der Schiel3statten von bleihaltiger auf bleifreie Munition
weitere einmalige Kosten in Héhe von ca. 22,5 Mio. Euro bei den Schiel3statten entstehen.
Dies wird allerdings dadurch vermindert, dass teilweise die Schiel3statten bereits umgebaut
worden sind.
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Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Bundes-
jagdgesetzes, des Bundesnaturschutzgesetzes und des Waf-

fengesetzes

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Bundesjagdgesetzes

Das Bundesjagdgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 1976
(BGBI. I S. 2849), das zuletzt durch Artikel 291 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. |
S. 1328) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Dem 81 Absatz 2 wird folgender Satz angefigt:

»Sle soll insbesondere eine Verjingung des Waldes im Wesentlichen ohne Schutz-
mal3nahmen ermdglichen.”

2. In 8§ 15 werden die Abséatze 5 bis 7 durch die folgenden Absatze 5 bis 14 ersetzt:

»(5) Die erste Erteilung eines Jagdscheines ist davon abhangig, dass der Bewer-

ber oder die Bewerberin im Geltungsbereich dieses Gesetzes eine Jager- oder Jage-
rinnenprifung bestanden hat, die aus einem schriftlichen Teil, einem mundlich-prakti-
schen Teil und einer SchieBprifung besteht. In der Jager- oder Jagerinnenprifung
mussen mindestens ausreichende Kenntnisse

1.

der Biologie und der Lebensraumanspriiche der Wildarten und anderer freileben-
der Tierarten,

der Wildhege,

des Jagdbetriebs einschlieBlich der Jagdmethoden und der Unfallverhitung,

Uber Wildschaden, insbesondere ihre Erkennung und Vermeidung, sowie tber die
Grundsatze der Zusammenarbeit mit den Bewirtschaftern oder Bewirtschafterin-
nen der betreffenden Flachen,

der Grundziige der Land- und Forstwirtschaft und der Erfordernisse einer Verjin-
gung des Waldes, insbesondere hinsichtlich ihrer jeweiligen Wechselwirkung mit

Wildbestanden und Jagdaustibung, sowie des Natur- und des Tierschutzes,

der Handhabung, Fihrung und Aufbewahrung von Jagdwaffen einschlieRlich
Nachtzielgeraten, Kurzwaffen sowie des Waffenrechts,

Uber Jagdhunde, ihre tierschutzgerechte Haltung, Ausbildung und Fihrung,



-5-

8. in der Behandlung des erlegten Wildes unter besonderer Beriicksichtigung der hy-
gienisch erforderlichen Malinahmen nach Anhang 11l Abschnitt IV der Verordnung
(EG) Nr. 853/2004 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. April
2004 mit spezifischen Hygienevorschriften fir Lebensmittel tierischen Ursprungs
(ABI. L 139 vom 30.4.2004, S. 55, L 226 vom 25.6.2004, S. 22, L 204 vom
4.8.2007, S. 26, L 46 vom 21.2.2008, S. 50, L 119 vom 13.5.2010, S. 26, L 160
vom 12.6.2013, S. 15, L 66 vom 11.3.2015, S. 22, L 13 vom 16.1.2019, S. 12), die
zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1243 (ABI. L 198 vom 25.7.2019, S. 241)
geéandert worden, der Beurteilung der gesundheitlich unbedenklichen Beschaffen-
heit des Wildbrets nach Artikel 28 Nummer 2 Buchstabe e der Durchfiihrungsver-
ordnung (EU) 2019/627 der Kommission vom 15. Marz 2019 zur Festlegung ein-
heitlicher praktischer Modalitéaten fur die Durchfiihrung der amtlichen Kontrollen in
Bezug auf fir den menschlichen Verzehr bestimmte Erzeugnisse tierischen Ur-
sprungs geman der Verordnung (EU) 2017/625 des Europaischen Parlaments und
des Rates und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2074/2005 der Kommission
in Bezug auf amtliche Kontrollen (ABI. L 131 vom 17.5.2019, S. 51, L 325 vom
16.12.2019, S. 183) und seiner Verwendung als Lebensmittel,

9. der Wildkrankheiten einschlie3lich pathologischer oder abnormer Veranderungen
beim Wild infolge von Krankheiten, Umweltverschmutzungen oder sonstigen Fak-
toren, die die menschliche Gesundheit beim Verzehr von Wildbret schadigen kon-
nen, sowie der Tierseuchen,

10. des Jagdrechts sowie der Grundziige des Lebensmittel-, Tierschutz-, Forst-, Na-
turschutz- und Landschaftspflegerechts sowie

11. der Fangjagd, insbesondere der Funktionsweise und Bauart der zuldssigen Fallen
sowie deren tierschutzgerechte Verwendung,

nachgewiesen werden.

(6) Der schriftliche Teil sowie der mindlich-praktische Teil der Prifung sind in al-
len in Absatz 5 Satz 2 genannten Fachgebieten abzulegen. Mangelhafte Leistungen in
der praktischen Handhabung von Waffen im Fachgebiet des Absatzes 5 Satz 2 Num-
mer 6 sowie mangelhafte praktische Leistungen in der Wildbrethygiene im Fachgebiet
des Absatzes 5 Satz 2 Nummer 8 kdnnen durch Leistungen in anderen Fachgebieten
nicht ausgeglichen werden.

(7) Die Schiel3prufung besteht aus dem Buchsenschiel3en mit fur die Jagd auf
Schalenwild geeigneter Munition auf eine stehende und eine bewegliche Scheibe so-
wie dem FlintenschiefRen. Beim BuichsenschiefRen auf eine stehende Scheibe sind auf
eine Distanz von 90 bis 110 Metern bei fiinf sitzend aufgelegt abgegebenen Schiissen
vier Treffer oder bei finf stehend anstreichend abgegebenen Schiissen mindestens
drei Treffer erforderlich. Beim Blichsenschiel3en auf eine bewegliche Scheibe sind auf
eine Distanz von 45 bis 65 Metern bei fiinf Schiissen mindestens zwei Treffer erforder-
lich. Als Treffer gilt der getroffene achte bis zehnte Ring, im Falle des Blichsenschie-
Rens auf eine bewegliche Scheibe auch der getroffene in Laufrichtung der Scheibe
nach vorne dritte oder flinfte Ring. Beim Flintenschief3en sind mindestens drei von zehn
Tonscheiben oder funf von zehn Kipphasen zu treffen; die Treffernachweise beim Flin-
tenschie3en kénnen, wenn die Infrastruktur flr einen reibungslosen Prifungsablauf
nicht hinreichend vorhanden ist, auch in der Schief3ausbildung erbracht werden, sofern
im konkreten Fall mindestens Schiel3iibungen auf 250 Wurfscheiben und hierbei inner-
halb von drei Zehnerserien jeweils mindestens drei Treffer nachgewiesen worden sind.
Mangelhafte Leistungen in der SchieBprufung kénnen durch Leistungen in anderen
Prufungsteilen nicht ausgeglichen werden.
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(8) Die Zulassung zur Jager- oder Jagerinnenprifung ist abhangig von einer min-
destens 130 Stunden umfassenden Ausbildung in den Fachgebieten des Absatzes 5
Satz 2. Die Schiel3ausbildung wird auf diese Stundenzahl nicht angerechnet.

(9) Fur Bewerber oder Bewerberinnen, die vor dem 1. April 1953 einen Jahres-
jagdschein besessen haben, entfallt die Jager- oder Jagerinnenprifung. Eine vor dem
Tag des Wirksamwerdens des Beitritts der Deutschen Demokratischen Republik zur
Bundesrepublik Deutschland nach deren Regeln abgelegte Jagdprifung fur Jager oder
Jagerinnen, die mit der Jagdwaffe die Jagd ausiben wollen, steht der Jager- oder Ja-
gerinnenprifung im Sinne des Absatzes 5 gleich.

(10) Bei der Erteilung von Auslander- oder Ausléanderinnenjagdscheinen kénnen
Ausnahmen von Absatz 5 zugelassen werden.

(11) Dauerhaft im Ausland lebenden deutschen Staatsangehdrigen und Jagern o-
der Jagerinnen mit deutscher sowie mindestens einer weiteren Staatsbirgerschaft
kann bei als gleichwertig anerkannter auslandischer Jager- oder Jagerinnenprifung ein
deutscher Jagdschein erteilt werden.

(12) Die Befahigung zur jagdlichen Ausbildung und zur Abnahme der Jéger- oder
Jagerinnenprifung sowie zur Ausbildung fur die Fallenjagd hat, wer durch persénliche
Eignung und fachliche Qualifikation Giber die erforderlichen Fachkenntnisse verfugt.

(13) Die erste Erteilung eines Falkner- oder Falknerinnenjagdscheines ist davon
abhangig, dass der Bewerber oder die Bewerberin im Geltungsbereich dieses Geset-
zes

1. die Jager- oder Jagerinnenprifung bestanden hat oder die in Absatz 5 Satz 2 Num-
mer 1 bis 5 und 7 bis 11 vorgeschriebenen Kenntnisse nachweist, wobei Absatz 6
Satz 2 und Absatz 7 Satz 6 nicht anzuwenden sind, sowie

2. eine Falkner- oder Falknerinnenpriifung bestanden hat.

Die Falkner- oder Falknerinnenprifung besteht aus einem schriftlichen Teil sowie ei-
nem mundlich-praktischen Teil und umfasst mindestens folgende Fachgebiete:

1. Greifvogelkunde, insbesondere Kenntnisse Uber die in Mitteleuropa heimischen
Greifvogel und die dort eingesetzten Beizvogel, ihre Lebensverhaltnisse und -be-
dingungen einschlieB3lich ihrer Gefahrdung und der Gefahrdungsursachen, sowie
Kenntnisse im praktischen Greifvogelschutz,

2. arten- und tierschutzgerechte Aufzucht, Ausbildung, Haltung und Pflege von Greif-
vogeln einschliel3lich der dazu erforderlichen Einrichtungen, Gerate und Ausstat-
tungen,

3. Ausubung der Beizjagd sowie Kenntnisse Uber das Beizwild und die Versorgung
und Verwertung des gebeizten Wildes sowie Uber die Haltung und Fuhrung von
Hunden und Frettchen fir die Beizjagd,

4. Rechtsgrundlagen der Falknerei und des Greifvogelschutzes einschlief3lich der
mafgeblichen tier-, natur- und artenschutzrechtlichen Bestimmungen.

Die Zulassung zur Falkner- oder Falknerinnenprifung ist abhéangig von einer mindes-
tens 60 Stunden umfassenden theoretischen und praktischen Ausbildung in den in
Satz 2 genannten Fachgebieten. Fir Bewerber oder Bewerberinnen, die vor dem
1. April 1977 mindestens fuinf Falkner- oder Falknerinnenjagdscheine besessen haben,
entféllt die Jager oder Jagerinnenprifung; gleiches gilt fir Bewerber oder Bewerberin-
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nen, die vor diesem Zeitpunkt mindestens fiinf Jahresjagdscheine besessen und wéh-
rend deren Geltungsdauer die Beizjagd ausgelbt haben. Eine vor dem Tag des Wirk-
samwerdens des Beitritts der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik
Deutschland nach deren Regeln abgelegte Jagdprifung fir Falkner oder Falknerinnen
steht der Falkner- oder Falknerinnenprifung im Sinne des Satzes 1 gleich. Die Falkner
oder Falknerinnenprifung ist vor einer Prifungskommission abzulegen, deren Mitglie-
der seit mindestens drei Jahren Inhaber oder Inhaberin eines Falkner- oder Falknerin-
nenjagdscheins sind oder die Uber Kenntnisse verfligen, wie sie im Rahmen der Falk-
ner- oder Falknerinnenprufung gefordert werden.

(14) Die Lander kénnen weitergehende Anforderungen fiir den Umfang der Ausbil-
dung von Jagern oder Jagerinnen und Falknern oder Falknerinnen sowie fir die Zulas-
sung zur Jager- oder Falknerprifung und Jagerinnen- und Falknerinnenprifung festle-
gen.”

Nach § 15 wird folgender § 15a eingeflgt:

.8 15a
SchieRibungsnachweis fir Gesellschaftsjagden

Bei einer Jagd, bei der mehr als sechs Personen jagdlich zusammenwirken (Ge-
sellschaftsjagd) hat jeder Teilnehmer oder jede Teilnehmerin, der oder die die Jagd
ausiben will, einen SchieRibungsnachweis, der der jeweiligen Jagdausibung mittels
Biichsen- oder Schrotmunition auf der Gesellschaftsjagd entspricht und nicht alter als
ein Jahr ist, mit sich zu filhren und dem Jagdleiter oder der Jagdleiterin auf Verlangen
vorzuzeigen. Als SchieRiubungsnachweis gilt die schriftliche Bestatigung einer Ubungs-
stéatte fur jagdliches SchieRen tiber ein UbungsschieRRen in der Kategorie Biichsenmu-
nition oder Schrotmunition. Nach Maf3gabe des Landesrechts kann die Pflicht zum Mit-
fuhren des Schief3ibungsnachweises entfallen, wenn in dem jeweiligen Land ein den
Anforderungen der Satze 1 und 2 gleichwertiges standardisiertes Schiel3libungssys-
tem eingerichtet ist.”

In § 17 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 Nummer 4 wird das Wort ,funfhunderttausend” durch die Wérter ,funf
Millionen* ersetzt.

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:
.Die zustandige Behorde hat bei der fir die Ausfiihrung des Waffengesetzes nach
dessen § 48 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 zustandigen Behérde eine Auskunft
einzuholen, ob die Zuverlassigkeit und die personliche Eignung im Sinne der 88 5
und 6 des Waffengesetzes gegeben sind.”

Nach § 18a wird folgender Abschnitt IVa eingeflgt:
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LAbschnitt IVa

Anforderungen an das Erlegen mit Schusswaffen

8 18b
Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Abschnitts sind

1. zuverlassige Totungswirkung: die Freisetzung der zur Tétung unter Vermeidung
unnotiger Schmerzen beim Auftreffen und Durchdringen des Wildkérpers mindes-
tens notwendigen Energie,

2. Stand der Technik: der zum Zeitpunkt der Herstellung der Munition gegebene tech-
nische Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, soweit er unter Beriicksichti-
gung der VerhaltnismaRigkeit zwischen Aufwand und Nutzen mdglicher MalRnah-
men sowie des Grundsatzes der Vorsorge und Vorbeugung wirtschaftlich zumut-
bar umgesetzt werden kann,

3. hinreichende ballistische Prazision: die Gewahrleistung der Gesamtheit aller dem
jeweiligen Stand der Technik entsprechenden sicherheitsrelevanten technischen
Eigenschaften und Gebrauchseigenschaften.

§ 18c
Besondere Anforderungen an Blichsenmunition

(1) Buchsenmunition darf fur die Jagd auf Schalenwild nur verwendet werden,
wenn sie nach MaRRgabe einer Rechtsverordnung nach § 18d Absatz 1 Nummer 1 eine
zuverlassige Toétungswirkung erzielt und eine hinreichende ballistische Prazision ge-
wabhrleistet.

(2) Ferner darf Buchsenmunition fiir die Jagd auf Schalenwild nur verwendet wer-
den, wenn sie nicht mehr Blei als nach dem jeweiligen Stand der Technik unter gleich-
zeitiger Wahrung der Anforderungen des Absatzes 1 unvermeidbar an den Wildkorper
abgibt. Vorschriften der Lander, die Uber die Anforderungen des Satzes 1 hinausge-
hen, bleiben unberihrt; Bichsenmunition, die auf der Grundlage solcher landesrecht-
licher Vorschriften zur Jagd auf Schalenwild verwendet wird, muss den Anforderungen
des Absatzes 1 entsprechen.

§18d
Ermachtigungen

(1) Das Bundesministerium wird ermachtigt, im Benehmen mit dem Bundesminis-
terium fur Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates

1. Einzelheiten Uber die beim Auftreffen und Durchdringen des Wildkérpers mindes-
tens erforderliche Energie und die hinreichende ballistische Prazision sowie den
Nachweis und die Priifung dieser Anforderungen an Jagdmunition zu bestimmen,
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2. die Anforderungen nach 8§ 18c Absatz 2 Satz 1 hinsichtlich des Standes der Tech-
nik naher festzulegen,

3. Inhalt, Art und Weise und Umfang der Kennzeichnung von Jagdmunition bei deren
Inverkehrbringen zu regeln, soweit dies zur Unterrichtung des Verwenders oder
Verwenderin von Jagdmunition erforderlich ist.

(2) Die Landesregierungen werden ermachtigt, durch Rechtsverordnung

1. die Prufung von Jagdmunition auf die in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 fest-
gelegten Anforderungen und der Ausstellung des Nachweises, dass diese Anfor-
derungen erfullt sind, auf eine sachkundige, unabhangige und zuverlassige Person
des Privatrechts durch vollstindige oder teilweise Beleihung mit diesen Aufgaben
oder durch Beteiligung an einzelnen dieser Aufgaben zu tUbertragen und

2. die Voraussetzungen und das Verfahren der Beleihung und der Beteiligung zu re-
geln.

Die Landesregierungen sind befugt, die Erméachtigung nach Satz 1 durch Rechtsver-
ordnung ganz oder teilweise auf andere Behdrden zu tbertragen.

§ 18e
Erfahrungsbericht

Ziel der in diesem Abschnitt enthaltenen Vorschriften ist es, schadlichen Bleiein-
trag in Tierkorper oder Umwelt durch Verwendung von Bichsenmunition bei der Jagd
zu minimieren und zu vermeiden, soweit dies nach dem jeweiligen Stand der Technik
unter Wahrung der Anforderungen an eine zuverlassige Toétungswirkung und eine hin-
reichende ballistische Prazision der Blichsenmunition mdglich ist. Die Bundesregie-
rung evaluiert die Minimierung der Bleiabgabe von Biichsenmunition und legt dem
Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezember 2027 einen Erfahrungsbericht vor.

§ 18f
Ubergangsregelung fur Biichsenmunition

Blchsenmunition, die vor dem Inkrafttreten einer Rechtsverordnung nach § 18d
Absatz 1 Nummer 1 ordnungsgemal erworben und ordnungsgemar nach diesem Ge-
setz oder nach landesrechtlichen Vorschriften, soweit diese hinsichtlich der Zulassig-
keit der Verwendung bleihaltiger Bichsenmunition weitergehen, verwendet wird, darf
zur Jagd auf Schalenwild verwendet werden, bis die Bestande der Blichsenmunition
aufgebraucht sind. Fir diese Blchsenmunition ist § 19 Absatz 1 Nummer 2 Buch-
stabe a und b und Absatz 3 in der bis zum ....... [einsetzen: Datum des Tages vor dem
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 3 Absatz 1 ] geltenden Fassung
weiter anzuwenden.”

§ 19 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Nummer 2 wird wie folgt geandert:

aaa) In Buchstabe a werden die Worter ,Rehwild und“ gestrichen.
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b)

bbb)

cce)
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Buchstabe b wird aufgehoben.

Die Buchstaben c und d werden die Buchstaben b und c.

bb) Die Nummer 5 wird wie folgt geandert:

aaa)

bbb)

In Buchstabe a werden nach dem Wort ,fangen” ein Komma und die
Worter ,das Verbot, kiinstliche Lichtquellen, Vorrichtungen zum An-
strahlen oder Beleuchten des Zieles, einschlie3lich Infrarotaufhellern,
oder Nachtzielgeraten, die einen Bildwandler oder eine elektronische
Verstarkung besitzen und fir Schusswaffen bestimmt sind, beim Fang
oder Erlegen von Wild aller Art zu verwenden oder zu nutzen, umfasst
nicht die Verwendung kinstlicher Lichtquellen, von Vorrichtungen zum
Anstrahlen oder Beleuchten des Zieles, einschlief3lich Infrarotaufhel-
lern, oder von Nachtzielgeraten, die einen Bildwandler oder eine elekt-
ronische Verstarkung besitzen und fur Schusswaffen bestimmt sind,
bei der Jagd auf Schwarzwild sowie auf invasive gebietsfremde Arten
von unionsweiter Bedeutung, die im Anhang der Durchfiihrungsverord-
nung (EU) 2016/1141 der Kommission vom 13. Juli 2016 zur Annahme
einer Liste invasiver gebietsfremder Arten von unionsweiter Bedeutung
gemal der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europdaischen Parla-
ments und des Rates (ABI. L 189 vom 14.7.2016, S. 4), die zuletzt
durch die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/1262 (ABI. L 199 vom
26.7.2019, S. 1) geandert worden ist, aufgefiihrt sind;* angeflgt.

Nach Buchstabe b wird folgender Buchstabe ¢ angeflgt:

,C) Fangkodrbe oder ahnliche Einrichtungen, mit denen Greifvogel ge-
fangen werden kdnnen, zum Fang vorratig zu halten oder fang-
fertig mit sich zu fihren, ohne im Besitz eines gultigen Falkner-
oder Falknerinnenjagdscheins zu sein; das Verbot umfasst nicht
das Vorratighalten zum Fang oder das fangfertige Mitsichfiihren
durch Personen, die zum Fang von Végeln fur wissenschaftliche
Zwecke ermdchtigt sind oder waren;".

cc) In Nummer 8 werden nach dem Wort ,kann“ ein Komma und die Woérter ,,oder
Tellereisen im Sinne des Artikels 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3254/91 des
Rates vom 4. November 1991 zum Verbot von Tellereisen in der Gemein-
schaft und der Einfuhr von Pelzen und Waren von bestimmten Wildtierarten
aus Landern, die Tellereisen oder den internationalen humanen Fangnormen
nicht entsprechende Fangmethoden anwenden (ABI. L 308 vom 9.11.1991,
S. 1)" eingefugt.

dd)

ee)

In Nummer 18 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.

Folgende Nummer 19 wird angeflgt:

»19. im Umkreis von 250 Metern von der Mitte von Wildgrtinbriicken und ent-

sprechenden Wildunterfihrungen die Jagd auszutben.”

In Absatz 3 Satz 1 werden die Worter ,Die in Absatz 1 Nummer 2 Buchstaben a
und b vorgeschriebenen Energiewerte kdnnen“ durch die Worter ,,Der in Absatz 1
Nummer 2 Buchstabe a vorgeschriebene Energiewert kann“ ersetzt.

§ 21 wird wie folgt geéndert:
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a)

b)

-11 -

In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wartern ,bertcksichtigt werden “ die Waorter
»und eine Verjingung des Waldes im Wesentlichen ohne SchutzmalRnahmen er-
maglicht wird* eingefigt.

In Absatz 2 Satz 1 werden in der Klammerangabe nach dem Wort ,,Schwarzwild*
die Worter ,und Rehwild" eingefligt.

Nach Absatz 2 werden die folgenden Abséatze 2a bis 2d eingeflgt:

»(2a) Die Parteien des Jagdpachtvertrages vereinbaren einen jahrlichen Ab-
schusskorridor fur Rehwild entsprechend Absatz 1. Sie legen dabei einen Mindest-
und einen Hochstabschuss fest, innerhalb derer ein Abschuss fir Rehwild nicht
unter- bzw. Uberschritten werden darf. Die Vereinbarung soll auf der Grundlage
eines mindestens den Jagdbezirk umfassenden Gutachtens, welches Aussagen
zur Situation des Waldes, insbesondere zur Verjingung des Waldes, enthalt (Ve-
getationsgutachten), getroffen werden, das zudem Aussagen Uber den Lebens-
raum des Rehwildes (Lebensraumanalyse) enthalt, soweit nicht beide Parteien auf
die Lebensraumanalyse verzichten. Die getroffene Vereinbarung ist der zustandi-
gen Behdrde bis zum 31. Méarz eines jeden Jahres zu Ubermitteln. Sie ist von der
zustandigen Behdrde zu bestatigen, wenn sie den Anforderungen nach Absatz 1
entspricht. Die getroffene Vereinbarung gilt mit Ablauf des 30. April als bestatigt,
wenn die zusténdige Behorde nicht zuvor dem Eintritt der Fiktionswirkung wider-
sprochen oder die getroffene Vereinbarung nach Satzl bestétigt hat. Kommt eine
Vereinbarung nicht zu Stande oder wird eine zustande gekommene Vereinbarung
nicht bestétigt oder wird der nach Satz 1 vereinbarte Abschuss nicht erreicht, soll
die zustandige Behdrde einen angemessenen jahrlichen Abschuss entsprechend
Satz 1 fur Rehwild fiir den Jagdbezirk festlegen und bei Nichterfullung MalZnahmen
nach § 27 anordnen. Die nach landesrechtlichen Vorschriften flr Forst zustandige
Behdrde erstellt das Vegetationsgutachten nach Satz 3 und soll es in regelmafi-
gen, von den Landern festzulegenden Zeitraumen aktualisieren. Bei der Erstellung
sind die Parteien des Jagdpachtvertrags zu beteiligen; die betroffenen Fachkreise
konnen beteiligt werden. Die Lander konnen die Kosten der Lebensraumanalyse
jeweils zur Halfte den Parteien des Jagdpachtvertrages ganz oder teilweise aufer-
legen.

(2b) Die Vereinbarung nach Absatz 2a Satz 1 kann langstens fir die Dauer
von drei Jahren geschlossen werden.

(2¢c) Wird ein Eigenjagdbezirk oder ein gemeinschaftlicher Jagdbezirk nicht
verpachtet, sondern anderweitig jagdlich genutzt, gelten die Abséatze 2a und 2b
entsprechend.

(2d) Vorschriften der Lander, die Uber die Anforderungen nach den Absatzen
1, 2a und 2c hinausgehen, bleiben unberihrt. Als solche sind insbesondere Vor-
schriften der Lander anzusehen, nach denen Rehwild auf Grund und im Rahmen
eines Abschussplans zu erlegen ist, bei dessen Aufstellung den zustandigen Forst-
behdrden Gelegenheit zu geben ist, sich insbesondere zur Situation der Waldver-
jungung und Uber eingetretene Wildschéaden zu aulRern, der von der zustandigen
Behdrde zu bestéatigen oder festzusetzen ist und der als Mindestabschuss oder in
einer vom Waldzustand abhéngigen, vorgegebenen Spanne, deren Untergrenze
einen Mindestabschuss darstellt, zu erfillen ist.”

Nach § 22 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz eingefigt:

.Dabei ist der Erhaltungszustand der Wildarten zu beriicksichtigen.”
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In 8 27 Absatz 1 werden nach dem Wort ,Landschaftspflege” die Woérter ,sowie die
Erfordernisse einer Verjingung des Waldes im Wesentlichen ohne Schutzmaf3nah-
men* eingeflgt.

In § 28a Absatz 2 Satz 2 wird das Wort ,Einvernehmen” durch das Wort ,Benehmen*
ersetzt.

§ 39 wird wie folgt geéndert:
a) In Absatz 1 wird nach Nummer 4 folgende Nummer 4a eingefugt:

.4a. entgegen 8§ 18c Absatz 1 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach
818d Absatz 1 Nummer 1 Biichsenmunition verwendet,".

b) In Absatz 3 wird das Wort ,flinftausend" durch das Wort ,zehntausend" ersetzt.

Artikel 2

Anderung des Bundesnaturschutzgesetzes

§ 40a Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542),

das zuletzt durch Artikel 290 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In den Séatzen 3 und 5 wird jeweils das Wort ,Einvernehmen* durch das Wort ,Beneh-
men“ ersetzt.

Satz 6 wird wie folgt gefasst:

.Bei Gefahr im Verzug bedarf es des Einvernehmens nach den Satzen 2 und 4 und
des Benehmens nach den Sé&tzen 3 und 5 nicht.”

Artikel 3

Anderung des Waffengesetzes

§ 40 Absatz 3 des Waffengesetzes vom 11. Oktober 2002 (BGBI. | S. 3970, 4592; 2003 |
S. 1957), das zuletzt durch Artikel 228 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328)
geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

In Satz 4 werden nach dem Wort ,mit* die Warter ,Vorrichtungen, die das Ziel beleuch-
ten, nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.2.4.1 sowie" eingefligt.

In Satz 5 werden nach dem Wort ,von* die Wdrter ,Vorrichtungen, die das Ziel beleuch-
ten, sowie von* eingeflgt.
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Artikel 4

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am .................. (Einsetzen: Da-
tum des ersten Tages des sechsten auf die Verkiindung folgenden Kalendermonats) in
Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 2 trittam .................. (Einsetzen: Datum des ersten Tages des
achtzehnten auf die Verkiindung folgenden Kalendermonats) in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Umfangreiche Untersuchungen unter Leitung des Bundesinstituts fur Risikobewertung ha-
ben eine Kontaminierung des Wildkorpers (Schusskanal und Wildbret) durch Blei aus Jagd-
munition in einem Umfang nachgewiesen, der ein Risiko fir sogenannte Extremverzehrer
von Wildbret, fir Schwangere, Frauen im gebarfahigen Alter sowie flr Kinder unter sieben
Jahren nicht vollig ausschlie3t. Es hat sich gezeigt, dass der Grad der Kontaminierung
malfdgeblich durch die Konstruktion der Biichsenmunition bestimmt wird und diese gleich-
falls grofRen Einfluss auf die Totungswirkung und das Abprallverhalten der Geschosse hat.
Eine hinreichende Toétungswirkung hat unter Tierschutzgesichtspunkten grundlegende Be-
deutung. Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfes ist es, die Anforderungen an Biichsenmu-
nition bezuglich ihrer Bleiabgabe an Mensch und Umwelt und ihrer Tétungswirkung bun-
deseinheitlich festzulegen.

In der Praxis haben sich bei der Jager- und Falknerpriifung und Jagerinnen- und Falknerin-
nenprifung seit der Neufassung des Bundesjagdgesetzes im Jahr 1976 deutliche Unter-
schiede zwischen den Landern herausgebildet, die im Interesse eines einheitlichen Pri-
fungsniveaus beseitigt werden sollen. Im Rahmen der Kompetenz des Bundes, das Recht
der Jagdscheine zu regeln, sollen insbesondere die Priifungsvoraussetzungen fir die Ja-
ger- und Falknerprifung und Jagerinnen- und Falknerinnenprifung vereinheitlicht und so
eine starkere Auspragung einzelner Fachgebiete wie Wildschadensvermeidung, Fallen-
jagd, Wildbrethygiene und Lebensmittelsicherheit erreicht werden. Auch die Erteilung von
Auslander- oder Auslanderinnenjagdscheinen soll vereinheitlicht werden. Der Schiel3-
tbungsnachweis soll die sichere Handhabung der Waffe und die Prazision beim Schuss
verbessern.

Das Ziel, eine an den Klimawandel angepasste Waldbewirtschaftung in der Flache umzu-
setzen, erfordert ebenfalls eine Anpassung des BJagdG, um im Interesse eines angemes-
senen Ausgleiches zwischen Wald und Wild dort handeln zu kénnen, wo zu hohe Wildbe-
stande eine Verjingung behindern. Dies gilt auch und insbesondere in Anbetracht der durch
den Klimawandel hervorgerufenen Duirrekalamitéaten der letzten Jahre und der Notwendig-
keit, diese Flachen wiederzubewalden und den Wald insgesamt, wo dies notwendig ist, mit
offentlichen Mitteln klimaresilient umzubauen. Es liegt in der gemeinsamen Verantwortung
von Jagern oder Jagerinnen und Waldbesitzern oder Waldbesitzerinnen sicherzustellen,
dass der notwendige Waldumbau mdglichst ohne SchutzmafRnahmen durchgefiihrt werden
kann. Diese Verantwortung gilt es zu starken.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die inzwischen vorliegenden wissenschaftlichen Ergebnisse der Projekte zum Abprallver-
halten und zur Tétungswirkung bleiminimierter Buchsenmunition sowie zur Kontaminierung
von Wildbret durch bleihaltige und bleiminimierte Munition werden durch eine Anderung des
BJagdG umgesetzt. Dabei sollen die Einzelheiten hinsichtlich der Anforderungen an eine
tierschutzgerechte und zuverlassige Tétungswirkung sowie das Verfahren zur Kontrolle des
Bleiminimierungsgebots in einer neu zu schaffenden Rechtsverordnung festlegt werden.
Dies schafft die Moglichkeit, technische und innovative Entwicklungen bei der Munition zeit-
nah zu begleiten, auch im Hinblick auf laufende Diskussionen auf EU-Ebene.
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Durch die Bestimmungen zur Jager- und Falknerprifung und Jagerinnen- und Falknerin-
nenprifung kann den Tendenzen zur zunehmend unterschiedlichen Entwicklung in den
Landern entgegengewirkt und der Standard vereinheitlicht werden.

Der im BJagdG bereits verankerte Grundsatz, wonach die Hege so durchgefiihrt werden
muss, dass Beeintrachtigungen einer ordnungsgemafen Forstwirtschaft, insbesondere
Wildschaden, moglichst vermieden werden, soll im Hinblick auf den klimabedingten Wald-
umbau gestarkt und daher angeordnet werden, dass die Hege kiinftig insbesondere eine
Verjingung des Waldes im Wesentlichen ohne Schutzmalinahmen ermdglichen soll. Um
dieses Ziel zu erreichen, sollen sich Jager oder Jagerinnen und Waldbesitzer oder Wald-
besitzerinnen, unter Einbeziehung der ortlich vorherrschenden Bedingungen, Uber einen
jahrlichen Mindestabschuss fir Rehwild verstandigen.

. Alternativen

Grundsatzlich haben die Lander im Bereich des Jagdwesens die Moglichkeit, selbst ihre
Jagdgesetze anzupassen (und dabei gegebenenfalls abweichende Regelungen zu treffen:
nicht abweichungsfeste konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes), dies gilt
nicht fir das Recht der Jagdscheine (Artikel 1 Nummer 2 und 3 dieses Gesetzes). Eine
bundeseinheitliche Lésung ist aber vor dem Hintergrund, dass die dargestellten Probleme
nicht regional beschrénkt sind, geboten.

Hinsichtlich der Anforderungen an die Munition ist ein pauschales Materialverbot eine wei-
tere Mdglichkeit den Bleieintrag in die Umwelt zu verhindern.

Die ersatzlose Abschaffung der behdrdlichen Rehwildabschussplanung ist eine Alternative
bzgl. der Regelungen, die die Thematik Wald und Wild adressieren.

Statt eines Schiel3libungsnachweises kann auch der aufwendigere Schiel3leistungsnach-
weild eingefiihrt werden.

Die Jagdausbildung kann den Bundesléndern Uberlassen bleiben.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt fir Artikel 1 aus Artikel 74
Absatz 1 Nummer 28 GG (Jagdwesen) und fur Artikel 2 aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 29
GG (Naturschutz und Landschaftspflege) sowie fir die buRgeldrechtliche Vorschrift aus Ar-
tikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG. Die Gesetzgebungskompetenz fur den Artikel 3 folgt aus
Artikel 73 Absatz 1 Nummer 12 des Grundgesetzes (Waffenrecht).

Die das Recht der Jagdscheine betreffenden Regelungen in Artikel 1 Nummer 2 und 3 un-
terliegen nach Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 GG nicht der Abweichungsbefugnis
der Lander. Gleiches gilt nach Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 GG fir die Regelungen
des Artikels 2.

Die in Artikel 1 Nummer 4 enthaltenen Regelungen dienen auch der Festlegung von Min-
destanforderungen an den jagdrechtlichen Tierschutz (Anforderungen an das Erlegen von
Wild) und verwirklichen damit auch den Schutzauftrag aus der Staatszielbestimmung des
Artikels 20a GG. Dieser bedarf auch bei abweichenden Regelungen durch die Lander be-
sonderer Berticksichtigung.



-16 -

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europdischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Das Gesetz ist mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen Vertragen,
die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. Durch die gesetzliche
Festlegung eines Minimierungsgebotes fur Blei nach dem Stand der Technik statt eines
generellen Verbots des Materials Blei bei der Herstellung von Blichsenmunition stellen sich
auch keine Fragen hinsichtlich eines moéglichen Handelshemmnisses dieser Regelung im
EU-Warenverkehr. Mit dem Gesetz ist keinerlei Einschrankung des innergemeinschatftli-
chen Handels beabsichtigt, weder in Bezug auf Munition von Herstellern anderer Mitglied-
staaten, die den kiinftigen Anforderungen nicht entspricht (sie kann in Deutschland weiter-
hin zu Zwecken des sportlichen bzw. jagdlichen UbungsschieRens verwendet werden) noch
in Bezug auf damit jagdlich in anderen EU-Landern erlegtes Wildbret (es ist auch weiterhin
verkehrsfahig, solange es den sich aus den Vorschriften der Europaischen Union und des
nationalen Rechts ergebenden gesundheitlichen Anforderungen an Lebensmittel ent-
spricht).

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Durch die Vereinheitlichung der Prifungsvoraussetzungen fiur die Jager- und Falknerpri-
fung und Jagerinnen- und Falknerinnenprifung wird sichergestellt, dass den Anforderun-
gen, die heute an die erste Erteilung des Jagdscheins und des Falkner- oder Falknerinnen-
jagdscheins zu stellen sind, Rechnung getragen werden kann. Bestehende landesrechtli-
che Reglungen kénnen aufgehoben werden.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Eine Nachhaltigkeitsprifung geman § 44 Absatz 1 Satz 4 der Gemeinsamen Geschéftsord-
nung der Bundesministerien (GGO) ist erfolgt. Die vorliegenden Regelungen sind im Sinne
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie dauerhaft tragfahig. Die vorgesehenen Regelungen
zur Minimierung des Bleieintrags durch Blichsenmunition bei verbesserter Tétungswirkung
sowie zur Vereinheitlichung und Aktualisierung der Jager- und Falknerprifung und Jagerin-
nen- und Falknerinnenprifung zielen darauf, dass BJagdG an den aktuellen Erkenntnis-
stand anzupassen. Die Jagd in Deutschland soll damit insgesamt noch umweltvertraglicher
und tierschutzgerechter gestaltet werden als bisher. Gleichzeitig sollen Gefahren fir die
menschliche Gesundheit beim Verzehr von Wildbret ausgeschlossen werden. Damit wird
ein Beitrag geleistet zum Nachhaltigkeitsziel 3 ,Ein gesundes Leben fir alle Menschen je-
den Alters gewahrleisten und ihr Wohlergehen férdern”. Auch dem Prinzip einer nachhalti-
gen Entwicklung 3 ,Naturliche Lebensgrundlagen erhalten”, dort insbesondere dem Unter-
punkt b ,Gefahren und unvertretbare Risiken fir die menschliche Gesundheit und die Natur
sind zu vermeiden®, wird durch die Regelungen Rechnung getragen. Durch die Anderungen
wird das BJagdG und die Jagd in Deutschland noch nachhaltiger und die nattrlichen Le-
bensgrundlagen werden besser geschutzt. Nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltigkeits-
aspekte wie z. B. Generationengerechtigkeit, sozialen Zusammenhalt, Lebensqualitat und
die Wahrnehmung internationaler Verpflichtungen sind — auch unter Berlicksichtigung der
Nachhaltigkeitsindikatoren — nicht zu erwarten.

Die durch Schadereignisse, Dirren und Schadlingsbefall gekennzeichnete aktuelle Situa-
tion in den Waldern erfordert einen nachhaltigen Waldumbau zu klimaanpassungsfahigen,
naturnahen, nachhaltig bewirtschafteten Mischwéldern. Die vorgesehenen Regelungen und
Mechanismen zur Festlegung der Mindestabschusshoéhe fir Rehwild tragen dazu bei, die
Wirksamkeit von waldbaulichen MalRhahmen, die zum notwendigen Waldumbau ergriffen
werden, zu flankieren. Dies ist erforderlich, damit die Wélder auch in Zukunft ihre unver-
zichtbaren Okosystemleistungen fiir die Gesellschaft erbringen kénnen und auch kiinftig
nachhaltiges, heimisches Holz als wichtiger klimafreundlicher, nachwachsender Rohstoff
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produziert wird. Durch die Regelungen wird somit auch das Nachhaltigkeitsziel 15
.Landokosysteme schiitzen, wiederherstellen und ihre nachhaltige Nutzung férdern, Wéalder
nachhaltig bewirtschaften, Wistenbildung beka&mpfen, Bodenverschlechterung stoppen
und umkehren und den Biodiversitatsverlust stoppen” gefordert.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand

Dem Bund sowie den Landern und Gemeinden entstehen durch die vorgesehenen Ande-
rungen keine Kosten.

4. Erfullungsaufwand
a.) Erfullungsaufwand fur Birgerinnen und Birger:

aa.) Regelungen zur Jager- und Jagerinnenprifung und Falkner- - und Falknerinnenprifung
sowie des Schiel3iibungsnachweises.

Nach § 15 Absatz 8 bzw. 11 BJagdG — neu — sollen die Ausbilder oder Ausbilderinnen und
Prifer oder Priferinnen Uber die notwendige persodnliche Eignung und fachliche Qualifika-
tion verfligen. Daraus resultiert kein Erfullungsaufwand. Die Voraussetzungen der persén-
lichen Eignung und fachlichen Qualifikation missen bereits zum Zeitpunkt der Auswahl als
Ausbilder oder Ausbilderin oder Prifer oder Priferin vorliegen und missen nicht zusatzlich
erworben werden.

Auf der Grundlage von Praxisauskinften lieg die durchschnittliche Mindestausbildungszeit
bereits jetzt bei mindestens 130 bzw. 60 Stunden fiir die Ausbildung fur die Jager- und
Jagerinnenprifung und Falkner- und Falknerinnenprifung. Somit entsteht kein zuséatzlicher
Erflllungsaufwand.

Die Einfihrung eines Schiel3ubungsnachweises nach § 15a BJagdG — neu — fihrt zu einer
Mehrbelastung der Jager und Jagerinnen. Wenn von 388.000 Jagdscheininhaberinnen und
Jagdscheininhabern 50 vom Hundert (Schéatzung nach Rickmeldung durch Jagdverbande)
einen SchiefRibungsnachweis ablegen, beliefe sich die Gesamtfallzahl auf rund 194.000
Jagdscheininhaberinnen und Jagdscheininhaber, die einen Zeitaufwand von rund drei
Stunden jahrlich aufbringen mussten, was zu einer Gesamtstundenzahl von 582.000 Stun-
den jahrlich fihren wirde.

Zudem fallen Sachkosten von 35 Euro im Einzelfall an. Diese setzen sich zusammen aus
den Kosten fir die Fahrt zum Schie3stand geschatzt durchschnittlich 50 km (Schéatzung
nach Ricksprache mit Verbdnden und zugrunde Legung von rund 900 Schie3sténden, die
in ganz Deutschland gleichmaRig verteilt sind) zu 30 Cent (Pauschale nach Steuerrecht)
entspricht Kosten von 15 Euro im Einzelfall; fir den Besuch des Schiel3stands fallen durch-
schnittlich rund 10 Euro und fir die Munition rund 10 Euro an (= 20 Euro fur den Schiel3-
standbesuch im Einzelfall / Schatzung nach Ricksprache mit Verb&nden). Wenn von
388.000 Jagdscheininhaberinnen und Jagdscheininhabern 50 vom Hundert einen Schiel3-
Ubungsnachweis ablegen, wére die Gesamtfallzahl rund 194.000 mal 35 Euro. Dies ent-
spricht einem rechnerischen Gesamtaufwand von 6,790 Mio. Euro jahrlich. Es ist davon
auszugehen, dass der tatsachliche Aufwand jedoch geringer ist, da zahlreiche Jager und
Jagerinnen ohnehin schon deshalb einen deutlich anspruchsvolleren SchieR3ibungsnach-
weis ablegen, weil ein solcher Voraussetzung fur die Teilnahme an Jagden in den Staats-
forsten oder auch anderen Gesellschaftsjagden ist. Dartiber hinaus verringert sich der Er-
fullungsaufwand dadurch, dass es in einzelnen Landern bereits ein standardisiertes Schiel3-
Ubungssystem auf freiwilliger Basis gibt.

bb.) Regelungen bzgl. Jagdmunition:

Bleihaltige Munition ist derzeit um ca. 30% gunstiger als alternative Jagdmunition fiir Scha-
lenwild. Eine Kugel bleifreie Munition kostet derzeit im Schnitt 4 Euro (Studie der Bundes-
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forsten). Somit entstehen pro Kugel Mehrkosten von ca. 1 Euro. Die Jagdstrecke von Scha-
lenwild betrug 2019 rund 2 Millionen. Somit entstiinden rund 2 Millionen Euro Erfullungs-
aufwand. Legt man die Anzahl der Jagdscheininhaber von rund 388.000 zugrunde entste-
hen Mehrkosten von rund 5 Euro jahrlich pro Jager oder Jagerin.

Jedoch besteht bereits ein Verbot vom bleihaltiger Jagdmunition in 4 Bundeslandern und
auch eine viel Zahl von Staats- und Landesforsten verbieten bereits jetzt den Einsatz von
bleihaltiger Jagdmunition auf Schalenwild.

cc.) Regelungen bzgl. Abschussplanung und Gutachten

Birgerinnen und Birger in Bundeslandern, in denen keine abweichende Regelung zu den
derzeitigen Abschussregelungen getroffen wurde, entsteht kein zuséatzlicher Erfullungs-auf-
wand, weil die Aufstellung der Abschussplanung bereits jetzt nach § 21 Absatz 2 BJagdG
stets im Einvernehmen mit den Vertragsparteien stattfinden musste.

Durch die Unberihrtheitsklause entsteht ebenfalls fiir Birgerinnen und Blrger in Bundes-
lander, die weitergehende Regelungen besitzen, kein zusatzlicher Erflillungsaufwand, da
deren Reglungen weiterhin Bestand haben.

Birgerinnen und Burgern in Bundeslandern, die die behdrdliche Abschussplanung ersatz-
los abgeschafft haben, entsteht ein geringfligiger jahrlicher Zeitaufwand, da sie sich im
Rahmen der Verhandlungen tUber den Jagdpachtvertrag noch zusatzlich auf einen Min-
destabschuss und Hochstabschuss einigen missen Die Vertragsparteien in diesen Bun-
deslandern mussten sich auch in der Vergangenheit trotz Abschaffung der behérdlichen
Abschussplanung bzgl. einer Abschussplanung verstandigen, da die Abschussplanung
auch fur die Abwickelung von zivilrechtlichen Wildschadensersatzanspriichen von Rele-
vanz sein kann.

Den Parteien des Jagdpachtvertrages entsteht ein jahrlicher Erfiillungsaufwand von zusatz-
lichen ca. 230.000 Euro auf Grund der Erstellung der Vegetationsgutachten die Aussagen
uber die Verbesserung des Lebensraums fur Rehwild treffen. Die Kosten eines Vegetati-
onsgutachten belaufen sich auf ca. 3 Euro pro Hektar (nach Informationen aus den Bun-
deslandern die entsprechenden Gutachten erstellen). Die Kosten flr die zusatzliche Begut-
achtung fur die Lebensraumanalyse des Rehwildes belauft sich auf ca. 30 Prozent der Kos-
ten fur die Vegetationsgutachten (Schatzung nach Ricksprache mit Bundeslandern) somit
liegen diese Kosten bei ca. 1 Euro pro Hektar. Bei Zugrundelegung von ca. 5,5 Mio. Hektar
privater Waldflache (Dritte Bundeswaldinventur 2012) in Deutschland ergibt sich somit ein
Erflllungsaufwand von ca. 5,5 Mio. Euro. Die Regelung selbst trifft keine Aussage dariber
in welchem Turnus die Gutachten zu erstellen sind, und eroffnet den Parteien auch die
Maoglichkeit, auf eine Lebensraumanalyse ganzlich zu verzichten. Man kann aber einer Be-
rechnung zugrunde legen, dass dieser Teil der Gutachten mindestens alle 12 Jahre (Re-
gelpachtdauer fur Hochwildreviere in den jeweiligen Landesjagdgesetzen) erstellt wird. In-
soweit sind die Gesamtkosten von 5,5 Mio. Euro entsprechend durch 12 zu teilen, das sind
rund 460.000 Euro. Die Parteien der Jagdpacht werden die Sachkosten zu gleichen Teilen
tragen. Der jahrliche Anteil, der auf Jagerinnen und Jager entfallt liegt deshalb etwa bei
230.000 Euro. Jagerinnen und Jager werden methodisch den Birgerinnen und Blirger zu-
gerechnet, da der weit Gberwiegende Teil von Ihnen die Jagd nicht zu Erwerbszwecken
betreibt.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch die neuen Regelungen bzgl. der Ab-
schisse von Rehwild von ca. 21.500 zusétzlichen Meldefalle bei einem Aufwand von ca.
5 min entsteht. Dies ergibt eine gesamte Stundenanzahl von ca. 1.800 zuséatzlichen Stun-
den. Bei der Berechnung der Meldefélle von 21.500 Féllen wird angenommen, dass sich
bei einer gesamten Anzahl von ca. 43.000 Jagdgenossenschaften in Deutschland die Ver-
tragsparteien die Meldung jeweils aufteilen. Entsprechend erfolgt die Berechnung der Mel-
defélle bei den Jagdgenossenschaften beim Erfullungsaufwand fir die Wirtschatft.
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Durch die Erhéhung der Haftpflichtsumme fir Personenschaden (§8 17 Absatz 1 Satz 1
Nummer 4 BJagdG — neu —) entstehen flr Jagerinnen und Jager keine zusatzlichen Sach-
kosten. Eine Recherche von 36 Jagdhaftpflichtversicherungen hat ergeben, dass die nor-
mierte Deckungssumme mit nur einer Ausnahme bereits heute Gberschritten wird, sodass
durch die Regelung keine geénderten Pramien zu zahlen sind. Sollte die Verpflichtung zur
Verwendung von Munition nach 8§ 18c BJagdG — neu — zur Jagd Uberhaupt als Erfullungs-
aufwand bezeichnet werden, wére dieser dulRerst geringfugig.

b.) Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

aa.) Hinsichtlich der Verordnungsermachtigung nach § 18d Absatz 1 BJagdG — neu — ent-
steht kein zusatzlicher Erfallungsaufwand fur die Wirtschaft.

bb.) Regelungen zur Jager- und Falknerprifung und Jagerinnen- und Falknerinnenprifung
sowie des SchielRibungsnachweises

Die neue gesetzlich vorgeschriebene Mindestausbildungsdauer bei der Jager- und Falkner-
prifung und Jagerinnen- und Falknerinnenprifung, wird voraussichtlich zu keinem zusatz-
lichen Erfullungsaufwand bei Unternehmen fuhren, weil auf der Grundlage von Praxisaus-
kiinften, die durchschnittliche Mindestausbildungszeit bereits jetzt bei mindestens 130 bzw.
60 Stunden liegt. Durch die Anderungen bzgl. der Ausbildung entstehen der Wirtschaft
durch die Umstellung der Lehrplane ein einmaliger geringfigiger Erfullungsaufwand.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten.

Nach § 15a BJagdG — neu — entsteht flir die Wirtschaft ein Erflllungsaufwand fur die Aus-
stellung des SchieRRiibungsnachweises fiir Gesellschaftssjagden. Die Ausstellung des
Schie3iibungsnach-weises dauert im Einzelfall etwa funf Minuten. Fir den Stundenlohn
wird der durchschnittliche Stundenlohn der Wirtschaft bei niedrigem Qualifikationsniveau
von 22,10 Euro (entspricht dem Durchschnittswert der Gesamtwirtschaft nach Anhang VI
des Leitfadens zur Ermittlung und Darstellung des Erfiilllungsaufwands der Bundesregie-
rung Stand Dez. 2018) zugrunde gelegt. Bei einer jahrlich angenommenen Fallzahl von
187.000 entsteht ein Mehraufwand von jahrlich rund 500.000 Euro.

cc.) Regelungen bzgl. Vereinbarung des Abschusskorridors und Gutachten

Den Verpéachtern als Partei des Jagdpachtvertrages entsteht — parallel zum Erfullungsauf-
wand der Pachter — ebenfalls ein jahrlicher Erfiilllungsaufwand von zusatzlichen ca. 230.000
Euro durch das Erfordernis der Kostentragung fir Lebensraumanalysen (zu den Einzelhei-
ten siehe oben Birgerinnen und Biirger). Die Verpachter werden methodisch der Wirtschaft
zugerechnet, da ihre Tatigkeit zu einem Erwerbszweck erfolgt.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch die neuen Regelungen bzgl. der Ab-
schisse von Rehwild von ca. 21.500 zusatzlichen Meldefélle bei den Jagdgenossenschaf-
ten bei einem Aufwand von ca. 5 min entsteht und somit ein Erfullungsaufwand von jahrlich
ca. 50.000 Euro (durchschnittlicher Stundensatz der Lohnkostentabelle Wirtschaft fur Land-
und Forstwirtschaft nach Anhang IV des Leitfadens zur Ermittlung und Darstellung des Er-
fullungsaufwands der Bundesregierung Stand Dez. 2018).

dd.) Der Beleihungsakt nach § 18d BJagdG — neu — wird zu einem einmaligen Erfullungs-
aufwand von ca. 16.000 Euro fuhren (40 Stunden x 26,30 Euro)

Im Sinne der sogenannten ,,One in, one out” - Regel der Bundesregierung stellt der zusétz-
liche jahrliche Erfullungsaufwand der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein ,In“ von
rund 780.000 Euro dar. Dieser wird durch die Verordnung zur Durchfiihrung der Narkose
mit Isofluran bei der Ferkel Kastration durch sachkundige Personen kompensiert.

c.) Erfullungsaufwand der Verwaltung:
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aa.) Regelungen bzgl. Jagdmunition

Durch die Ubertragung nach § 18d ist damit zu rechnen, dass den Landesbehdorden ein
jahrlicher Erfullungsaufwand von ca. 520.000 Euro entsteht (nach Ricksprache mit den
einzelnen Bundesléandern ist davonauszugehen, dass hierfur 20 Std. pro Woche fir den
gehobenen Dienst veranschlagt werden und Bezug genommen wird auf die Durchschnittli-
che Lohnkosten Anhang VII Lohnkostentabelle Verwaltung des Leitfadens zur Ermittlung
und Darstellung des Erfiillungsaufwands der Bundesregierung Stand Dez. 2018).

Hinsichtlich der Verordnung und der Mdglichkeit der Beleihung entstehen nochmals ein zu-
satzlicher einmaliger Mehraufwand in Hohe vom ca. 6.500 Euro (160 Stunden a 40,30 Euro)
je Beleihungsakt. Die Schatz beruht auf Daten des Statistischen Bundesamtes im Vergleich
zu vergleichbaren Beleihungsakten. Fir 16 Bundeslander ergibt sich somit eine Gesamt-
summe von ca. 100.000 Euro

bb.) Regelungen bzgl. Vereinbarung des Abschusskorridors und Gutachten

In Bundeslandern (Brandenburg, Nordrhein-Westfahlen, Schleswig-Holstein, Sachsen,
Saarland) in denen die Rehwildabschussplanung ersatzlos abgeschafft wurde entsteht
durch die jetzige Regelung ein jahrlicher Erfullungsaufwand von ca. 40.000 Euro bei der
zugrunde Legung von insgesamt 1.000 Stunden (Schatzung nach Ricksprache mit einzel-
nen Bundeslandern) bei Kosten von 40,30 Euro pro Stunde.

Durch die Etablierung der Vegetationsgutachten entstehen den Landern ein jahrlicher Er-
flllungsaufwand in H6he von ca. 1,5 Mio. Euro. Nach Riicksprachen mit einzelnen Bundes-
landern belaufen sich die durchschnittlichen Kosten eines Vegetationsgutachtens auf ca. 3
Euro pro Hektar. In Deutschland existieren ca. 5,5 Mio. Hektar Privatwald (Dritte Bun-
deswaldinventur 2012) womit man von insgesamt ca. 16,5 Mio. Euro flr die gesamte private
Waldflache veranschlagen kann. Auch hier kann davon ausgegangen werden, dass die
Gutachten entsprechend der von den Landern festzulegenden Zeitrdume erneut durchge-
fuhrt werden. Somit ergeben sich ein jahrlicher Erflllungs-aufwand von rund 1,5 Mio. Euro.
Die Kosten fiir die Lebensraumanalyse des Rehwildes verursachen bei den Landern keine
zusatzlichen Kosten, da diese von den Vertragsparteien des Jagdpachtvertrages Gbernom-
men werden, kdnnen. Der Erflllungsaufwand reduziert sich nochmals erheblich, da Vege-
tationsgutachten bereits in einigen Bundeslandern durchgefihrt werden.

5. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau, werden nicht erwartet.

Im Zuge der Umstellung auf bleifreie Jagdmunition besteht die Mdglichkeit, dass Schiel3-
statten Umristungsmafinahmen durchfiihren missen, um zu gewéhrleisten, dass bleifreie
Munition auf den Schiel3stétten gefahrenfrei eingesetzt werden kann. Diese Kosten entste-
hen mittelbar, da die vorgeschlagenen Anderungen sich ausschlieRlich auf die Verwendung
von Munition in der Jagd beziehen, zudem ist davon auszugehen, dass Schiel3statten be-
reits jetzt die Sicherheitsanforderungen erfillen, da in 4 Bundeslandern und in den Landes-
und Staatsforsten der Einsatz von bleifreier Munition verpflichtend ist. Nach Aussagen der
Verbénde existieren ca. 900 Schief3stande in Deutschland. Die Kosten fir Umristungs-
maflinahmen wirden sich laut Verbande auf ca. 100.000 Euro pro Schief3stand belaufen.
Bei der Annahme das 25 Prozent der Schiel3statten Umristungsmalinahmen vornehmen,
entstiinden einmalig weitere Kosten von 22,5 Mio. Euro.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Das Gesetzesvorhaben wurde daraufhin Gberprift, ob Auswirkungen von gleichstellungs-
politischer Bedeutung zu erwarten sind. Spezifische Auswirkungen auf die Lebenssituation
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von Frauen und Mannern sind danach nicht zu erwarten, da das Gesetz ausschlielich
sachbezogene Regelungen enthélt.

VII.  Befristung; Evaluierung
Eine Befristung kommt nicht in Betracht, da die Mal3nahmen auf Dauer angelegt sind.

Die Bundesregierung evaluiert die Minimierung der Bleiabgabe von Bichsenmunition und
legt dem Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezember 2027 einen Erfahrungsbericht vor.
Ziel des Regelungsvorschlags ist es, den schéadlichen Bleieintrag in Tierkérper/Wildbret o-
der Umwelt durch Verwendung von Blichsenmunition bei der Jagd zu minimieren und zu
vermeiden. Kriterien bzw. Indikatoren fiir die Zielerreichung ist ein verminderter Bleigehalt
im Wildbret in Verbindung mit einem deutlich reduzierten Bleigehalt der Munition. Ziel ist es
den Bleieintrag soweit zu reduzieren, dass er mindestens unterhalb einer gesundheitsge-
fahrdeten Schwelle liegt. Das Bundesinstitut fir Risikobewertung sammelt die hierfur erfor-
derlichen Daten und liefert diese fur die Evaluation zu.

Die Neuregelung bzgl. des Schie3libungsnachweiles soll den Tierschutz auf Gesell-
schaftsjagden verbessern und hierzu die SchieRperformance der Jagdteilnehmer und Jagd-
teilnehmerinnen durch Schief3libungsnachweise auf ein einheitlich hohes Niveau heben
(zZiel). Indikator fir die Erreichung des Regelungsziels ist die jeweils gestiegene Anzahl
fachgerecht erlegter Tiere und nachgewiesener SchieRlibungen. Die notwendigen Daten
werden durch die Jagd- und Schiel3standeverbéande rechtzeitig zu diesem Zweck gesam-
melt und fir die Evaluation zur Verfigung gestellt. Die Neuregelung bzgl. des Schiel3-
Uibungsnachweises wird 5 Jahre nach in Kraft traten evaluiert

Die Vegetationsgutachten sollen die Verbissbelastung und die Hohe des Wildschadens
durch Rehwild durch eine wissenschaftliche Methodik erfassen und dokumentieren. Ziel soll
sein, dass der Wildschaden reduziert wird. Kriterium/Indikator ist das Schadensbild in der
Vegetation. Die Daten der Vegetationsgutachten werden durch die zustandigen Behdrden
rechtzeitig gesammelt und fur eine Evaluation zur Verfugung gestellt. Die Neureglung bzgl.
der Vegetationsgutachten werden 5 Jahre nach in Kraft treten evaluiert.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Bundesjagdgesetzes)
Zu Nummer 1

Die Erganzung des § 1 Absatz 2 BJagdG um die Berticksichtigung einer Verjingung im
Wesentlichen ohne SchutzmafRnahmen wie Wildschutzzaune oder einen Einzelschutz von
Pflanzen im Zusammenhang mit der Hege ist vor dem Hintergrund eines nachhaltigen
Waldumbaus geboten. Wo zu hohe Schalenwilddichten eine Verjingung und damit insbe-
sondere die Wiederbewaldung von Flachen, die auch in Folge des Klimawandels durch
Durre, Stirme oder Schadlinge geschadigt sind, oder die verstarkte Anpassung der Walder
durch Waldumbau gefahrden, besteht Handlungsbedarf. Waldbauliche MaRRnahmen, die
zum notwendigen Waldumbau ergriffen werden, dirfen durch die Folgen zu hoher Scha-
lenwildbestande ihren Zweck nicht verfehlen

Die Anforderungen und Voraussetzungen von Wildschadenersatzforderungen hinsichtlich
Hauptholzarten und Nebenholzarten nach § 32 BJagdG (bzw. — je nach Landesrecht — nach
§ 254 BGB) bleiben unbertihrt. Das gleiche gilt fir laufende oder kinftige Forderpro-
gramme, aus denen Schutzmafl3nahmen finanziert werden sollen. Schutzz&une und andere
Schutzmal3nahmen bleiben trotz der erhéhten Anforderungen des BJagdG weiterhin for-
derfahig.
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Zu Nummer 2

§ 15 Absatz 5 Satz 2 Nummer 1 bis 11 BJagdG — neu — dient der Vereinheitlichung von
Mindeststandards bei der Jager- und Jagerinnenprifung innerhalb Deutschlands. Die An-
wendung von Nachtsicht- und Nachtzielgeraten, sowie Infrarotaufhellern erfordert beson-
dere Kenntnisse und erweiterte Sorgfaltspflichten, die in der Jagerprifung zu vermitteln und
zu prufen sind. Die Bedeutung der Wildbrethygiene und der Lebensmittelsicherheit gebie-
ten es, die Jagdpriufung insbesondere in diesen Fachgebieten einheitlich und starker aus-
zupragen. Zur Gewahrleistung einer ordnungsgeméafien Kontrolle des Wildbrets ist es er-
forderlich, dass im Rahmen der Ausbildung der Jager Kenntnisse zu lebensmittelhygienisch
bedenklichen Merkmalen an Tierkdrpern und ihren Eingeweiden vermittelt werden, damit
Jager als kundige Personen in die Lage versetzt werden, eine erste Untersuchung des er-
legten Wilds an Ort und Stelle durchfuhren. Dartber hinaus haben in den zuriickliegenden
Jahren zunehmend auch andere Fragen, wie z. B. die der waffenrechtlichen Handhabung,
aber auch der Wildschadensverhitung und der Wechselwirkung zwischen Wildbestanden
und Jagdausiibung, sowie des Natur- und Tierschutzes, und die Erfordernisse einer Ver-
jungung des Waldes an Bedeutung gewonnen.

In § 15 Absatz 6 und 7 BJagdG — neu — werden Mindestinhalte und -anforderungen an die
Jager- und Jagerinnenprifung definiert. Es werden insbesondere auch Mindestanforderun-
gen an die Schiel3leistung beim Biichsen- und beim Flintenschiel3en bestimmt.

Um eine angemessene Jager- und Jagerinnenausbildung sicherzustellen, wird in § 15 Ab-
satz 8 BJagdG — neu — eine Mindestausbildungszeit fir die Fachgebiete in § 15 Absatz 5
Satz 2 BJagdG — neu — vorgesehen, bevor eine Zulassung zur Jager- und Jagerinnenpri-
fung erfolgen kann.

§ 15 Absatz 9 BJagdG — neu — entspricht den bisherigen Regelungen in § 15 Absatz 5
Satz 3 und 4 BJagdG.

§ 15 Absatz 10 BJagdG — neu — entspricht § 15 Absatz 6 BJagdG.

Dauerhaft im Ausland lebenden deutschen Staatsangehdérigen und Jagern oder Jagerinnen
mit deutscher sowie mindestens einer weiteren Staatsbirgerschaft soll kiinftig bei als
gleichwertig anerkannter auslandischer Jagerprifung ein deutscher Jagdschein erteilt wer-
den kdnnen (8 15 Absatz 11 BJagdG — neu). Mit dieser Regelung wird die Diskriminierung
von dauerhaft im Ausland lebenden deutschen Staatsangehérigen gegeniber nicht deut-
schen Staatsangehorigen beseitigt. Nicht dauerhaft im Ausland lebenden deutschen
Staatsangehdorigen ist es zuzumuten, eine Jagerprifung in Deutschland abzulegen, die be-
sonders auf die Anforderungen in Deutschland (Lebensmittelhygiene, Verkehrssicherungs-
pflichten und Sicherheitsaspekte) zugeschnitten ist.

§ 15 Absatz 12 BJagdG — neu —regelt die Anforderungen an die Befahigung zur jagdlichen
Ausbildung und zur Ausbildung fur die Fallenjagd.

§ 15 Absatz 13 BJagdG — neu — dient der Vereinheitlichung von Mindeststandards fur die
Falkner- und Falknerinnenprifung innerhalb Deutschlands. Der in § 15 Absatz 13 Satz 1
Nummer 1 2. Alternative vorgesehene Nachweis umfasst die in den Landern bereits prak-
tizierte sogenannte ,eingeschréankte Jagerprifung“. Kenntnisse nach § 15 Absatz 5 Satz 2
Nummer 6 BJagdG — neu — (Kenntnisse der der Handhabung, Fihrung und Aufbewahrung
von Jagdwaffen einschliel3lich Kurzwaffen sowie des Waffenrechts) und eine Schiel3pri-
fung sind bei dieser ,eingeschrankten Jagerprufung” entbehrlich. Vergleichbar der Jager-
und Jagerinnenprifung wird auch fir die Falkner- und Falknerinnenpriifung eine Min-
destausbildungszeit festgelegt.

§ 15 Absatz 14 BJagdG — neu — bestimmt, dass die Lander weitergehende Anforderungen
fir den Umfang der Ausbildung von Jagern und Falknern und Jagerinnen und Falknerinnen
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sowie die Zulassung zur Jager- und Falknerprifung und Jagerinnen- und Falknerinnenpri-
fung festlegen kdnnen. Dazu zahlen sowohl strengere als auch zusétzliche Anforderungen
sowie die erforderlichen Verfahrens- und Durchfihrungsbestimmungen.

Zu Nummer 3

Mit dem Schie3uibungsnachweis in § 15a BJagdG — neu —, der nicht alter als ein Jahr sein
darf, wird die Ubung einer sicheren Handhabung der Waffe und der SchieRfertigkeit nach-
gewiesen. Dies dient insbesondere der Sicherheit bei Gesellschaftsjagden im Hinblick auf
die an einer solchen Jagd beteiligten Personen wie auch unbeteiligter Dritter sowie dem
Tierschutz, der die Vermeidung unnétigen Leids der Tiere fordert. Dabei reicht es aus, nur
den Nachweis fur die jeweils anstehende Ausibungsform der Jagd — bei Niederwildjagden
mit Schrot auf bewegliche Tonscheiben oder Kipphasen, bei Schalenwildjagden mit Bich-
senmunition auf bewegliche Ziele (Schiel3kino oder laufender Keiler) — mitzufihren. Sofern
in einem Land bereits ein gleichwertiges standardisiertes Schie3libungssystem existiert,
kann das Land eine Regelung treffen, wonach auf das Mitfihren des Schiel3tibungsnach-
weises grundsatzlich verzichtet werden kann. Gleichwertig kdnnen im Ausnahmefall auch
Systeme auf freiwilliger Basis sein, sofern sie sich durch einen besonders hohen Grad der
jahrlichen Teilnahme der Jagerschaft an entsprechenden UbungsschieRen auf bewegliche
Ziele auszeichnen.

Zu Nummer 4

Die Haftpflichtsumme fiir Personenschaden wird an die Kostenentwicklung im Gesund-
heitswesen angepasst und entspricht der heute bereits tblichen Haftpflichtsumme.

§ 17 Absatz 1 Satz 2 BJagdG — neu — stellt klar, dass die Prufung der waffenrechtlichen
Zuverlassigkeit und Eignung stets der zustandigen Waffenbehéorde obliegt. In den meisten
Fallen verfigt eine Jagerin oder ein Jager Uber eine Waffenbesitzkarte oder beabsichtigt
nach Erwerb des Jagdscheins, eine solche zu beantragen. Die Waffenbehérde hat bei der
erstmaligen Erteilung und dann in regelmafiigen Abstdnden von hoéchstens drei Jahren die
waffenrechtliche Zuverlassigkeit und Eignung zu uberprifen (8 4 Absatz 3 WaffG). Eine
parallele Prifung durch die Jagdbehorde ist dann nicht nur redundant, sondern bindet auch
unnotig Ressourcen der Sicherheitsbehorden, da bei diesen im Rahmen der Zuverlassig-
keitsprifung die in 8 5 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 bis 4 WaffG aufgefiihrten Erkundigungen
einzuholen sind. Hat die Waffenbehérde eine turnusmafige Uberpriifung durchgefiihrt, ge-
nugt im Rahmen der Jagdscheinerteilung die Auskunft an die Jagdbehorde, dass Zuverlas-
sigkeit und Eignung (weiterhin) gegeben sind. Sollten der Waffenbehdrde zwischenzeitlich
Tatsachen bekannt werden, welche die Zuverlassigkeit oder Eignung infrage stellen, wére
sie nach § 45 Absatz 2 Satz 1 WaffG ohnehin zu einer anlassbezogenen Uberprifung ver-
pflichtet. Eine zusatzliche Uberpriifung aus Anlass einer Jagdscheinerteilung ist daher nicht
erforderlich. Unberiihrt von der waffenrechtlichen Uberpriifung der Zuverlassigkeit und per-
sonlichen Eignung nach 88 5 und 6 WaffG besteht die Verpflichtung der Jagdbehérde zur
Prifung der Zuverlassigkeit und kérperlichen Eignung im Sinne des § 17 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2, Absatz 3, Absatz 4 BJagdG. Die Waffenbehorde stellt die nach §°5 Absatz 5
WaffG eingeholten Erkundigungen auch hierfiir zur Verfiigung.

In den zahlenmé&Rig eher geringen Fallen, in denen ein Jager oder Jagerin tber keine Waf-
fenbesitzkarte verfiigt und eine solche auch nicht beantragen will (z. B., weil er nur gele-
gentlich mit einer Leihwaffe schiel3t), bedeutet die Zuverlassigkeits- und Eignungsprifung
fur die Waffenbehdrde einen Mehraufwand. Dennoch erscheint es zweckmé&Rig, dass Zu-
verlassigkeit und Eignung stets von einer Stelle geprift werden, um einen einheitlichen Ge-
setzesvollzug zu gewahrleisten.

Zu Nummer 5

Der neu eingeflgte Abschnitt IVa definiert die Anforderungen an das Erlegen im Hinblick
auf Buchsenmunition und soll in einem eigenstandigen Abschnitt geregelt werden.
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In 8 18b BJagdG — neu — werden die wesentlichen Begriffsbestimmungen des neu einge-
flgten Abschnitts erlautert. Bei den aktuellen Untersuchungen zur Tétungswirkung hat sich
gezeigt, dass fur die T6tungswirkung die Energieabgabe in den Wildkdrper mafl3gebend ist.

Die Definition des Stands der Technik stellt auf den zum Zeitpunkt der Herstellung der Mu-
nition gegebenen technischen Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren ab, soweit er
unter Berlcksichtigung der VerhaltnismaRigkeit zwischen Aufwand und Nutzen mdglicher
Malnahmen sowie des Grundsatzes der Vorsorge und Vorbeugung wirtschaftlich zumutbar
umgesetzt werden kann. Der Prufung der wirtschaftlichen Eignung und Zumutbarkeit fur
einen durchschnittlichen Hersteller (haufig kleine und mittlere Unternehmen) kommt damit
besondere Bedeutung zu. Auch insoweit ist jedoch hervorzuheben, dass vertretbare Kos-
tensteigerungen nicht zu einer wirtschaftlichen Unzumutbarkeit der Einhaltung eines neuen
Stands der Technik fihren. Relevante Auswirkungen sind in erster Linie der Bleieintrag in
den Wildkorper, der beim Verzehr von geschossenem Wild im menschlichen Organismus
aufgenommen wird und dort bereits in geringen Mengen Schadigungen hervorrufen kann.

§ 18c BJagdG — neu — regelt, dass aus Tierschutzgriinden Buichsenmunition fir die Jagd
auf Schalenwild eine zuverlassige To6tungswirkung erzeugen muss, um dem Wild beim Er-
legen vermeidbares Leid und Schmerzen zu ersparen. Aus neueren Untersuchungen ergibt
sich, dass die bisherige Regelung des Energiegehaltes des Geschosses beim Auftreffen
nicht entscheidend, sondern insbesondere die Energieabgabe innerhalb des Wildkorpers
die geeignetere KenngréR3e ist.

Nach § 18c Absatz 2 Satz 1 BJagdG — neu — darf Blichsenmunition fir die Jagd auf Scha-
lenwild nur verwendet werden, wenn sie nicht mehr Blei als nach dem jeweiligen Stand der
Technik unter Wahrung der Anforderungen nach § 18 Absatz 1 BJagdG — neu — unvermeid-
bar an den Wildkorper abgibt. Damit wird insbesondere der technisch realisierbaren Mini-
mierung des Bleieintrags in das Wildbret Rechnung getragen. Das Bleiminimierungsgebot
folgt dem im Kontaminantenrecht gangigen ALARA-Prinzip ,As low as reasonably achieva-
ble" — englisch fur: so niedrig wie vernlnftigerweise erreichbar. In allen Fallen, in denen im
Rahmen der guten fachlichen Praxis noch niedrigere Werte erreicht werden kénnen, sind
diese zu beachten (vgl. Verordnung (EWG) Nr. 315/93 des Rates vom 8. Februar 1993 zur
Festlegung von gemeinschaftlichen Verfahren zur Kontrolle von Kontaminanten in Lebens-
mitteln (ABI. L 37 vom 13.2.1993, S. 1)). Die gesetzlichen Regelungen sollen die weitere
innovative Entwicklung und technische Verbesserung geeigneter Blichsenmunition férdern
und keinesfalls durch starre Grenzen oder gar ein striktes Materialverbot zu einer Stagna-
tion fuhren.

Nach § 18c Absatz 2 Satz 2 erster Halbsatz BJagdG — neu — bleiben Vorschriften der Lan-
der, die Uber die Anforderungen des § 18c Absatz 2 Satz 1 BJagdG — neu — hinausgehen,
unberuhrt. Unberthrt bleiben damit nur solche Landerregelungen, die die Verwendung von
Bleimunition flr die Jagd auf Schalenwild betreffen und die tGber die bundesrechtliche Re-
gelung zur Bleiminimierung hinausgehen, wobei die verwendete Blchsenmunition eine
nach Mal3gabe einer nach 8 18d Absatz 1 Nummer 1 erlassenen Rechtsverordnung zuver-
lassige Toétungswirkung erzielen und eine hinreichende ballistische Prazision gewahrleisten
muss. 8 18c Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz BJagdG — neu — stellt dies nochmals aus-
driicklich klar. Die kiinftigen Anforderungen an die Totungswirkung sollten einheitlich fest-
gelegt werden. Unterschiedliche MaR3stabe hierzu waren im Lichte der nach der Staatsziel-
bestimmung in Artikel 20a GG gebotenen Beriicksichtigung der Tierbelange kaum vermit-
telbar und auch mit Blick auf das kiinftige Verfahren zur Kontrolle der Tétungswirkung und
des Grades der Bleiminimierung nicht wiinschenswert.

Bisher haben nur einige wenige Lander Vorschriften Uber die Verwendung von bleihaltiger
Bichsenmunition erlassen. So sieht § 19 Absatz 1 Nummer 3 des Landesjagdgesetzes
Nordrhein-Westfalen ein Verbot vor, bei der Jagd Blichsenmunition (mit Ausnahme der Ka-
libergruppen bis 5,6 mm/.22°) mit bleihaltigen Geschossen zu verwenden. Nach § 32 Ab-
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satz 1 Nummer 7 des Saarlandischen Jagdgesetzes ist es verboten, bei der Jagd auf Scha-
lenwild bleihaltige Biichsengeschosse zu verwenden. § 29 Absatz 5 Nummer 2 des Jagd-
gesetzes des Landes Schleswig-Holstein verbietet u. a., bei der Jagd auf Wild Biichsenmu-
nition mit bleihaltigen Geschossen zu verwenden. Nach § 31 Absatz 1 Nummer 4 des Jagd-
und Wildtiermanagementgesetz des Landes Baden-Wirttemberg ist im Rahmen der
Jagdausibung verboten, Schalenwild mit Munition, deren Inhaltsstoffe ein nachgewiesenes
Risiko fur eine Gefahrdung der Gesundheit von Verbraucherinnen und Verbraucher bei Ver-
zehr des Wildbrets besitzen, zu erlegen, wobei der Fangschuss ausgenommen ist. Nur so-
weit diese Vorschriften der L&nder nach dem Erlass einer Rechtsverordnung nach 8§ 18d
Absatz 1 Nummer 1 anordnen, dass weniger Blei als nach dem jeweiligen Stand der Tech-
nik - unter Wahrung dieser Anforderungen an die Tétungswirkung - unvermeidbar an den
Wildkérper abgegeben wird, blieben sie weiter anwendbar.

Die Ermachtigung in § 18d BJagdG — neu — ermdglicht es, in einer Rechtsverordnung Ein-
zelheiten Uber die beim Auftreffen und Durchdringen des Wildkdrpers mindestens erforder-
liche Energie und die hinreichende ballistische Prazision sowie den Nachweis und die Pri-
fung dieser Anforderungen an Jagdmunition zu bestimmen sowie die Anforderungen nach
§ 18c Absatz 2 Satz 1 BJagdG — neu — naher festzulegen.

Es solle eine Ermachtigung fur das Bundesministerium fur Erndhrung und Landwirtschaft
geschaffen werden, Inhalt, Art und Weise und Umfang der Kennzeichnung von Jagdmuni-
tion bei deren Inverkehrbringen zu regeln, soweit dies zur Unterrichtung des Verwenders
von Jagdmunition erforderlich ist.

§ 18e BJagdG — neu — sieht eine Evaluierung der Minimierungsvorschriften tber die Blei-
abgabe von Blichsenmunition vor. Ziel der Vorschriften zur Bleiminimierung ist es, schadli-
chen Bleieintrag in Tierkoérper und Umwelt durch Biichsenmunition mdglichst rasch zu re-
duzieren und letztlich vollstandig zu vermeiden, ohne die Ubrigen Anforderungen an Jagd-
munition zu verletzen. Stellt sich bei der Evaluierung nach § 18f BJagdG — neu — heraus,
dass dieses Ziel auf der Grundlage der geltenden Vorschriften voraussichtlich nicht erreicht
wird, so ist zu prufen, ob und gegebenenfalls welche MalRBhahmen zusétzlich ergriffen wer-
den sollten. Die Entscheidung dartiber bleibt dem Deutschen Bundestag vorbehalten.

§ 18f BJagdG — neu — tragt dem Verhaltnismafigkeitsgrundsatz und dem Vertrauensschutz
der Munitionshersteller und Jager oder Jagerinnen Rechnung. Sie erlaubt die Verwendung
vor dem Inkrafttreten einer Rechtsverordnung nach § 18d Absatz 1 Nummer 1 BJagdG —
neu — ordnungsgemal3 erworbener und ordnungsgeman verwendeter Blichsenmunition zur
Jagd auf Schalenwild bis zum Aufbrauchen der Bestande.

Zu Nummer 6

§ 19 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 Satz 1 BJagdG sind vor dem Hintergrund der Re-
gelungen in Abschnitt IVa - neu - anzupassen

In § 19 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a BJagdG wird angeordnet, dass das Verbot von
Nachtzielgeraten, die einen Bildwandler oder eine elektronische Verstarkung besitzen und
fur Schusswaffen bestimmt sind, nicht die Jagd auf Schwarzwild und invasive Arten erfasst.
Damit wird vor dem Hintergrund der waffenrechtlichen Anderungen durch das Dritte Waf-
fenrechtsdnderungsgesetz vom 10. Februar 2020 (BGBI. | S. 166) der Einsatz von Nacht-
zieltechnik fur die Jagd auf Schwarzwild und invasive gebietsfremde Arten von unionsweiter
Bedeutung rechtssicher erdffnet. Dartiber hinaus soll das Verbot, kiinstliche Lichtquellen,
Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Beleuchten des Zieles, einschlieBlich Infrarotaufhel-
lern, beim Fang oder Erlegen von Wild aller Art zu verwenden oder zu nutzen, nicht gelten
fur die Verwendung kiinstlicher Lichtquellen, von Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Be-
leuchten des Zieles, einschlieBlich Infrarotaufhellern, bei der Jagd auf Schwarzwild sowie
auf invasive gebietsfremde Arten von unionsweiter Bedeutung. Das Verbot der Nachtjagd
nach 8§ 19 Absatz 1 Nummer 4 BJagdG bleibt unberiihrt.
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In 8 19 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe b BJagdG wird tiber das allgemeine Verwendungs-
verbot hinaus auch das Vorratighalten zum Fang und das fangfertige Mitsichfihren von
Fangkdrben oder &hnlichen Einrichtungen verboten, mit denen jeweils Greifvégel gefangen
werden kdnnen. Eine aus Mitteln des Bundesministeriums fur Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit geférderte Studie ,lllegale Greifvogelverfolgung in Deutschland — Aus-
malf3, Probleme und Losungsansétze (kurz: EDGAR fir Erfassungs- und Dokumentations-
stelle fur Greifvogelverfolgung und Artenschutzkriminalitat) “ hat gezeigt, dass das beste-
hende Verbot des § 19 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe b BJagdG, Fallen beim Fang oder
Erlegen von Federwild zu verwenden, zur Abwehr von Straftaten an Greifvogeln nicht hin-
reichend ist. Von den in der EDGAR-Studie berichteten 1088 Féllen illegaler Geifvogelver-
folgung gehen 202 Falle auf Fallen-Kriminalitat zurtick (insbesondere Habichte und Bus-
sarde sind betroffen, aber auch Sperber, Rotmilan und andere Arten).

Das Verbot gilt nicht, fir Inhaber eines giiltigen Falkner- oder Falknerinnenjagdscheins, da
diese Fangkdrbe im Rahmen der Ausiibung der Falknerei hinsichtlich des Wiedereinfan-
gens entflogener Vogel zu rechtmé&Rigen Zwecken einsetzen kénnen. Das Verbot gilt dar-
tber hinaus nicht fur Personen, die zum Fang von Voégeln fur wissenschaftliche Zwecke
ermachtigt sind oder waren. Damit dirfen auch solche Personen Fangkérbe oder ahnliche
Einrichtungen, mit denen jeweils Greifvogel gefangen werden kdnnen, zum Fang vorréatig
halten und fangfertig mit sich fuhren, die zwar zum Zeitpunkt des Vorréatighaltens oder Mit-
sichflihrens der Fangkdrbe oder ahnlichen Einrichtungen nicht mehr zum Fang von Végeln
fur wissenschaftlichen Zwecke erméachtigt sind, aber eine solche Erméachtigung friher be-
sessen haben.

Die Ausweitung des Verbots nach § 19 Absatz 1 Nummer 8 BJagdG auf Tellereisen ist vor
dem Hintergrund eines effektiven Vollzugs geboten. Sogenannte ,Soft Catch Traps* kénnen
im Hinblick auf das Artenerhaltungsziel der Tellereisenverordnung unter bestimmten Vo-
raussetzungen vom Geltungsbereich des dortigen Verbots ausgenommen sein und deren
Verwendung daher im Einzelfall zugelassen werden, wenn sie zum Lebendfang von Wild-
tieren fur wissenschaftliche Forschung und Monitoring eingesetzt werden. Soft Catch Traps
verfigen Uber mit Gummi gepolsterte Bligel (anstelle von Bugeln mit Stahlzahnen), um das
Risiko einer Verletzung von Tieren moglichst gering zu halten. Erweisen sich Soft Catch
Traps fur wissenschaftliche Forschung und Monitoring, die auf die Verbesserung des Er-
haltungsstatus der betreffenden Art abzielen, als notwendig, so stiinde es dem Erhaltungs-
ziel der Tellereisenverordnung entgegen, solche Falle in den Geltungsbereich des in der
Verordnung festgeschriebenen Verbots aufzunehmen.

§ 19 Absatz 1 Nummer 19 BJagdG — neu —verbietet die Jagd im Umkreis von 250 Metern
von der Mitte von Wildgrunbriicken und entsprechenden Wildunterfihrungen. Wildgrinbri-
cken und entsprechende Wildunterfihrungen dienen der Vernetzung der Lebensraume
wildlebender Tiere und der Wiederherstellung von urspriinglichen (Fern)wechseln. Um die
Annahme der Wildgrinbriicken und entsprechende Wildunterfiihrungen durch das Wild zu
fordern, sollten auf den Wildgrinbriicken und entsprechende Wildunterfihrungen sowie im
direkten Zugangsbereich die wildlebenden Tiere so wenig wie moglich beunruhigt werden.
Das Jagdaustibungsverbot an Wildgriinbriicken und entsprechenden Wildunterfihrungen
fuhrt nicht zum Untergang von Jagdrevieren durch das Unterschreiten von Mindestgréf3en
oder zur Teilung von Jagdrevieren.

Zu Nummer 7

Durch die Anderung des § 21 Absatz 1 BJagdG soll entsprechend der Erganzung in § 1
Absatz 2 BJagdG ausgefiihrt werden, dass die Abschussregelung eine Verjingung des
Waldes im Wesentlichen ohne SchutzmafRnahmen ermdglichen soll.

Durch die Anderung in § 21 Absatz 2 Satz 1 BJagdG wird Rehwild von den allgemeinen
Vorgaben des § 21 Absatz 2 BJagdG zur Abschussplanung ausgenommen, da hierfir in 8
21 Absatz 2a bis 2d BJagdG — neu — eine Sonderregelung getroffen wird



-27 -

§ 21 Absatz 2a und 2b BJagdG — neu — schafft einen sachgerechten Ausgleich zwischen
den Interessen der Waldeigentimer oder Waldeigentimerinnen und Jagdaustbungsbe-
rechtigten, wo zu hohe Rehwilddichten eine Verjingung des Waldes sowie insbesondere
die angestrebte Wiederbewaldung oder die verstarkte Anpassung der Walder durch Wald-
umbau gefahrden. Hierflr stellt die neue Regelung eine Konkretisierung dahingehend dar,
dass einerseits der angemessene Ausgleich zwischen Wald und Wild im Auge behalten
wird, andererseits gewéhrleistet wird, dass die waldbaulichen MaRnahmen, die zum not-
wendigen Waldumbau ergriffen werden, ihren Zweck nicht verfehlen.

Ein der Verjingung des Waldes méglichst angepasster Wildbestand liegt in der gemeinsa-
men Verantwortung von Waldbesitzern oder Waldbesitzerinnen und Jagdaustbungsbe-
rechtigten. Diese Verantwortung gilt es zu starken. Beide Seiten mussen sich kinftig eigen-
verantwortlich Uber einen jahrlichen Abschusskorridor fir Rehwild verstéandigen. Sie legen
dabei einen Mindest- und einen Hochstabschuss fest, innerhalb derer ein Abschuss fir
Rehwild nicht unter- bzw. tberschritten werden darf. Die Vereinbarung soll auf der Grund-
lage eines mindestens den Jagdbezirk umfassenden Vegetationsgutachtens getroffen wer-
den, das zudem Aussagen Uber den Lebensraum des Rehwildes enthalt, soweit nicht beide
Parteien auf die Lebensraumanalyse verzichten. Das Vegetationsgutachten muss RUck-
schliisse auf den Zustand der Vegetation in dem einzelnen Jagdbezirk zulassen und dient
dem allgemeinen Monitoring der Waldentwicklung. Eine Lebensraumanalyse, deren Kosten
die Lander jeweils zur Halfte den Parteien des Jagdpachtvertrages ganz oder teilweise auf-
erlegen. kénnen, soll Aussagen dartber treffen, welche MaRnahmen zur Verbesserung des
Lebensraumes des Rehwildes in dem jeweiligen Jagdrevier sinnvoll sind, wie etwa die Aus-
weisung 6kologischer Vorrangflachen, die Schaffung von Ruhezonen oder MalRnahmen zur
Asungsverbesserung.

Wenn die Parteien des Jagdpachtvertrages sich nicht einigen oder wenn eine zustande
gekommene Vereinbarung von der zustandigen Behdrde nicht bestétigt oder der verein-
barte Mindestabschuss des Abschusskorridors nicht erreicht wird, soll die zustandige Be-
horde statt ihrer den Abschuss festlegen.

Es bleibt den Landern Uberlassen, ob das Vegetationsgutachten auf den Bereich eines
Jagdbezirks oder eine gréRere raumliche Einheit abstellt, die mehrere Jagdbezirke umfasst,
wie Hegegemeinschaften bis hin zu Landkreisen Die Lander legen auch die Zeitrdume in
denen die Vegetationsgutachten zu erstellen sind fest. Von der Aktualisierung des Vegeta-
tionsgutachtens in regelmagigen Intervallen kann abgesehen werden, wenn dies aufgrund
des guten Zustands des Waldes und insbesondere der Verjliingung nicht erforderlich ist.
Diese Feststellung ist — wie die Erstellung des Vegetationsgutachtens selbst - von der lan-
desrechtlich fur Forst zustandigen Behdrde zu treffen. Die Lander kdnnen die Kosten der
Lebensraumanalyse jeweils zur Halfte den Parteien des Jagdpachtvertrages ganz oder teil-
weise auferlegen.

Nach § 21 Absatz 2c¢ BJagdG — neu — findet die neue Regelung auch fir Eigenjagden und
gemeinschaftliche Jagdbezirke Anwendung, die anderweitig jagdlich genutzt werden.

Die Forderfahigkeit von SchutzmalRnahmen bleibt von den Anforderungen bzgl. der Verjin-
gung des Waldes unberihrt. Das gleiche gilt fiir die Anforderungen und Voraussetzungen
fur Leistungen von Wildschadenersatzforderungen hinsichtlich Hauptholzarten und Neben-
holzarten nach § 32 BJagdG (bzw. — je nach Landesrecht — nach § 254 BGB).

Nach § 21 Absatz 2d BJagdG — neu — bleiben Vorschriften der Lander, die Uber die Anfor-
derungen nach § 21 Absatz 1, 2a und 2c BJagdG — neu — hinausgehen, unberihrt. Unbe-
ruhrt bleiben damit insbesondere solche Vorschriften der Lander, nach denen Rehwild auf
Grund und im Rahmen eines Abschussplans zu erlegen ist, bei dessen Aufstellung den
zustandigen Forstbehérden Gelegenheit zu geben ist, sich insbesondere zur Situation der
Waldverjiingung und Uber eingetretene Wildschaden zu auf3ern, der von der zustandigen
Behdrde zu bestatigen oder festzusetzen ist und der als Mindestabschuss oder in einer vom
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Waldzustand abhangigen, vorgegebenen Spanne, deren Untergrenze einen Mindestab-
schuss darstellt, zu erflllen ist. Damit werden die Voraussetzungen dafiir geschaffen, dass
Lander, die weitergehende bereits etablierte und detaillierte Regelungen in ihren Landes-
jagdgesetzen beziglich einer Mindestabschussplanung respektive einer vom Waldzustand
abhangigen, vorgegebenen Spanne, deren Untergrenze einen Mindestabschuss darstellt,
fir Rehwild geschaffen haben, diese nicht erneut erlassen muissen.

Zu Nummer 8

Der neu eingeflgte Satz in § 22 Absatz 1 BJagdG stellt klar, dass bei der Festlegung der
Jagdzeiten auch der Erhaltungszustand einer Wildtierart zu beriicksichtigen ist. Der Erhal-
tungszustand soll dabei aber nicht als alleiniges Entscheidungskriterium fur die Festlegung
der Jagdzeiten dienen, denn zum Teil haben Entwicklungen vor Ort und die Gestaltung des
Lebensraums der jeweiligen Wildtierart einen erheblich gréReren Einfluss auf den Erhal-
tungszustand als die Nutzung durch die Jagd. Im Vordergrund der Neuregelung steht auch
hier der Grundsatz, dass eine Art vor allem durch eine nachhaltige Nutzung in ihrem Be-
stand geschiitzt wird.

Zu Nummer 9

Die Anderung in § 27 Absatz 1 BJagdG ermdglicht es der Behorde, geeignete Manahmen
zu ergreifen, soweit der Wildbestand die Erfordernisse einer Verjingung des Waldes ge-
fahrdet oder unmaoglich macht. Die Forderfahigkeit von SchutzmaRnahmen bleibt hiervon
unberthrt. Die Vorschrift begriindet keine zusatzlichen Anforderungen und Voraussetzun-
gen fur Leistungen von Wildschadenersatzforderungen hinsichtlich Hauptholzarten und Ne-
benholzarten nach § 32 BJagdG (bzw. — je nach Landesrecht — nach § 254 BGB).

Zu Nummer 10

Die Anderung, dass in Zukunft nicht mehr das Einvernehmen, sondern lediglich das Beneh-
men des Jagdausibungsberechtigten fir MalBnhahmen nach § 28a Absatz 2 BJagdG erfor-
derlich ist, ist im Interesse eines effektiven Verwaltungsvollzugs geboten.

Zu Nummer 11

§ 39 Absatz 1 BJagdG wird um eine neue Nummer 4a erganzt, wonach Verstdf3e gegen
§ 18c Absatz 1 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach §18d Absatz 1 Nummer 1

BJagdG — neu — als Ordnungswidrigkeit geahndet werden kdnnen.

Die Anpassung der Bul3geldh6he in § 39 Absatz 3 BJagdG ist fur die Mdglichkeit einer
effektiven und nachhaltigen Sanktionierung geboten.

Zu Artikel 2 (Anderung des Bundesnaturschutzgesetzes)

Die Anderungen in § 40a Absatzl Bundesnaturschutzgesetz sind fiir einen effektiven Ver-
waltungsvollzug geboten.

Zu Artikel 3 (Anderung des Waffengesetzes)

Die Anderung des Waffengesetzes ist notwendige Folgednderung zur Anderung des § 19
Abs. 1 Nummer 5 Buchst. a BJagdG.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)
Dieses Gesetz soll — mit Ausnahme des Artikels 1 Nummer 2 —am ersten Tag des sechsten

auf die Verkiindung folgenden Kalendermonats in Kraft treten. Nach Artikel 72 Absatz 3
Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 Nummer 1 GG treten Bundesgesetze auf dem Gebiet des
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Jagdwesens mit Ricksicht auf die Abweichungsbefugnis der Lander im Grundsatz friihes-
tens sechs Monate nach ihrer Verkiindung in Kraft. Die Anderungen im BJagdG unterfallen
zwar zum Teil (Recht der Jagdscheine) wie auch die Anderungen des Bundesnaturschutz-
gesetzes nicht der Abweichungsbefugnis der Lander nach Artikel 72 Absatz 3 Nummer 1
GG, im Hinblick auf die Rechtsklarheit fur die betroffenen Anwender und die Wahrung der
Rechtseinheit sollen alle Anderungen des Gesetzes aber zum gleichen Zeitpunkt, das heifdt
am ersten Tag des sechsten auf die Verkiindung folgenden Kalendermonats in Kraft treten.

Die Bestimmungen des Gesetzes, mit denen Recht der Jagdscheine neu geregelt wird,
sollen am ersten Tag des achtzehnten auf die Verkiindung folgenden Kalendermonats in
Kraft treten. Damit werden die Lander in die Lage versetzt, mit der Neuregelung erforderlich
werdende Anpassungen vorzunehmen.
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Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1 NKRG

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Bundesjagdgesetzes, des Bundesnatur-
schutzgesetzes und des Waffengesetzes (NKR-Nr. 4894, BMEL))

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens

geprift.

I Zusammenfassung

Biirgerinnen und Biirger
Jahrlicher Zeitaufwand insgesamt (bei
Stundensatz von 25 Euro):
Jahrl. Zeitaufwand fiir Schiefinachweis im
Einzelfall:
Jahrliche Sachkosten insgesamt:
Jahrl. Sachkosten fiir Schiefnachweis im

585.000 Stunden (14,6 Mio. Euro)

180 Minuten

rund 9 Mio. Euro

Einzelfall: 35 Euro

Jahrl. Sachkosten durch bleiminimierte
Munition im Einzelfall: 5 Euro

Wirtschaft

Jahrlicher Erfiillungsaufwand: 780.000 Euro
davon aus Informationspflichten: 780.000 Euro
im Einzelfall pro Schief3nachweis: rund 2 Euro
Einmaliger Erfiillungsaufwand: geringfiigig

Verwaltung (Linder)
Jahrlicher Erfiillungsaufwand:

Einmaliger Erfillungsaufwand:

rund 2 Mio. Euro

100.000 Euro
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Weitere Kosten
(Umriistung Schief3stinde)
Fir die Wirtschaft insgesamt einmalig
Im Einzelfall einmalig

22,5 Mio. Euro
rund 100.000 Euro

‘One in one out’-Regel

Im Sinne der ,One in one out’-Regel der Bundesre-
gierung stellt der jahrliche Erfilllungsaufwand der
Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein ,,In“
von 780.000 Euro dar.

Evaluierung
1. Minimierung Bleiabgabe
(bis zum 31.12.2027)

Ziel:

Kriterien/Indikatoren:

Datengrundlage:

2. SchiefRibungsnachweis
(5 Jahre nach Inkrafttreten)

Ziel:

Kriterien/Indikatoren:

Datengrundlage:

3. Vegetationsgutachten und Ab-
schusskorridor

(5 Jahre nach Inkrafttreten)

Ziel:
Kriterien/Indikatoren:
Datengrundlage:

Bleieintrag in Wildbret, der unterhalb einer ge-
sundheitsgefidhrdenden Schwelle liegt.

Bleigehalt in Wildbret.

Daten zum Bleigehalt von Wildbret, die das Bun-
desinstitut fiir Risikobewertung zu diesem Zweck
sammelt.

Verminderung von Tierleid durch verbesserte
Schiefiperformance von Teilnehmern an Gesell-
schaftsjagden.

Erhohung der Anzahl fachgerecht erlegter Tiere
sowie nachgewiesene SchiefRiibungen.

Daten, die die Jagd- und Schiefistinde zu diesem
Zweck sammeln.

Waldverjiingung, deutlich weniger Bissschdden.
Ausmaf} der Schiden in der Vegetation.

Befunde, die aus den Vegetationsgutachten der
Behorden zu entnehmen sind.

Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes

Der Jagdschein ist eine der 575 Verwaltungsleis-
tungen, die in dem von der Bundesregierung be-
schlossenen Umsetzungskatalog des Onlinezu-
gangsgesetzes (OZG) enthalten ist. Im Sommer
dieses Jahres fanden dazu im Rahmen s.g. Digitali-
sierungslabore und koordiniert durch das BMI
mehrere Workshops statt, bei denen Praktiker und
Betroffene sich tiber das Verwaltungsverfahren,
seine Optimierungsmoglichkeiten und eine nut-
zerfreundliche Digitalisierung ausgetauscht haben.
Identifiziert wurden auch eine Reihe von Verbes-
serungsvorschligen, zu deren Umsetzung es recht-
licher Anpassungen bedarf. Bedauerlicherweise
war das zustindige Bundesministerium dabei
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nicht vertreten. Gleichwohl hitte der vorliegende
Gesetzentwurf die Moglichkeit geboten, die im
Kontext des Digitalisierungslabors entwickelten
und von Landerseite vorgebrachten Anregungen
aufzugreifen. Nach Aussage des BMEL gibt es iber
die konkreten Vorschldge hinaus grundsatzliche
Bedenken hinsichtlich der Digitalisierung des
Jagdscheins, da dieser unmittelbar zur Nutzung
von Waffen berechtigt, auch ohne dass ein Waf-
fenschein vorhanden sein muss. Aus Sicht des
NKR ist es dringend geboten, dass sich das BMEL
(zustandig fiir das Jagdrecht) und das BMI (zustan-
dig fiir die Umsetzung des OZG und das Waffen-
recht) ziigig dariiber verstindigen, in welcher
Form die identifizierten rechtlichen Anderungs-
bedarfe angestofien werden, ohne die Aspekte der
offentlichen Sicherheit zu vernachldssigen. Das
BMEL hat zugesagt, die dafiir notwendigen Ge-
spriache mit dem BMI zu fiihren und im Anschluss
Losungsmoglichkeiten gemeinsam mit BMI, Lan-
dern und Betroffenen unter Einbeziehung des
NKR Losungsmoglichkeiten zu erarbeiten.

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Ein-
winde gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungsentwurf.

II. Im Einzelnen

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, das Jagdrecht zu vereinheitlichen und gleichzeitig den Schutz

der menschlichen Gesundheit sowie den Tier- und den Naturschutz zu erhéhen.

Dazu soll kiinftig die Jagd- und die Falknerausbildung starker vereinheitlicht und ein jahrli-
ches Schief}training fiir Teilnehmer an Gesellschaftsjagden eingefiihrt werden. Das zusétzliche
Schiefitraining soll mehr Schusssicherheit gewihrleisten und damit unnotiges Tierleid ver-

hindern.

Der Gesetzentwurf sieht aufierdem eine bundeseinheitliche Regelung fiir die Bleiabgabe von
Biichsenmunition bei der Jagd auf Schalenwild vor. Das Schalenwild umfasst die dem Jagd-
recht unterliegenden Paarhufer (Horntrager, Geweihtréiger einschliefilich Rehwild, und das
Schwarzwild, d.h. Wildschweine). Ziel der Regelung ist es, den Bleieintrag bei Wildbret zu mi-
nimieren, um gesundheitliche Risiken fiir Mensch und Umweltschiden zu vermeiden. Gleich-
zeitig soll jedoch auch sichergestellt werden, dass die Munition tiber eine ausreichende T6-
tungswirkung verfiigt und Tierleid verhindert wird. Die Munition soll dazu kiinftig so wenig
Blei wie nach dem jeweiligen Stand der Technik moglich enthalten und gleichzeitig bestimm-
te Anforderungen an die Tétungswirkung erfiillen. Die Lander sollen dazu jeweils eine Stelle

beauftragen oder beleihen, die tiberprift, ob die Munition diesen Anforderungen entspricht
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ausgehen, bleiben dabei unberihrt.

Mit dem Gesetzentwurf wird ferner fiir die Parteien eines Jagdpachtvertrages die Verpflich-
tung eingefiihrt, auf der Grundlage eines behordlichen Vegetationsgutachtens jahrlich einen
Abschusskorridor fiir Rehwild zu vereinbaren. Die zustindige Behoérde hat diesen zu bestéti-
gen. Wird zusétzlich zum Vegetationsgutachten auch eine Lebensraumanalyse erstellt, so ha-
ben die Jagdparteien die Kosten dafiir zu tragen. Sofern in den Bundeslindern Abschussplidne
vorgesehen waren, war es bisher so, dass die Behorde entsprechende Pldne in Zusammenar-

beit mit den Parteien eines Jagdpachtvertrages erstellt hat.

Der Gesetzentwurf trifft zudem Regelungen, die der Rechtsklarheit dienen. So wird kiinftig
klar geregelt, dass die Jagdbehorde im Zuge ihrer Priifung, ob ein Jagdschein erteilt werden
kann, keine eigene Priifung vornehmen miissen, wenn die erforderlichen Auskiinfte den un-
teren Waffenrechtsbehorden bereits vorliegen. Zudem wird klargestellt, unter welchen Vo-
raussetzungen auslidndische Jagdpriifungen von deutschen Staatsbiirgerinnen und Staatsbiir-
gern mit mindestens einer weiteren Staatsangehorigkeit als gleichwertig mit der deutschen

Jagerpriiffung anerkannt werden.
IL.1. Erfiilllungsaufwand

Der Gesetzentwurf fiihrt bei Blirgerinnen und Biirgern zu zusétzlichem jihrlichem Zeitauf-
wand von insgesamt 585.000 Stunden (entspricht 14,6 Mio. Euro bei einem Stundensatz von
25 Euro), sowie jahrlich rund 9 Mio. Euro an Sachkosten. Fiir die Wirtschaft entsteht ein ge-
ringfiigiger einmaliger Erfiillungsaufwand sowie ein zusitzlicher jahrlicher Erfiillungsauf-
wand von insgesamt rund 780.000 Euro. Den Landesverwaltungen entsteht ein einmaliger
Erfiillungsaufwand von 100.000 Euro sowie ein zusitzlicher jihrlicher Erfiillungsaufwand

von rund 2 Mio. Euro.
Biirgerinnen und Biirger

Fir die Biirgerinnen und Biirger entsteht durch den Gesetzentwurf ein zusitzlicher jihrlicher
Zeitaufwand von insgesamt 585.000 Stunden (entspricht 14,6 Mio. Euro bei einem Stunden-

satz von 25 Euro) sowie zusitzliche jahrliche Sachkosten von insgesamt rund 9 Mio. Euro.

Einheitliche Mindeststandards fiir die Ausbildung von Jiager/Innen und Falkner/innen

Das Ressort schitzt, dass durch die kiinftig einheitliche vorgegebene Mindestausbildungszeit
von 130 Stunden fir die Jagdpriifung und 60 Stunden fiir die Falknerpriifung den Biirgerin-
nen und Birgern im Ergebnis kein zusdtzlicher jahrlicher Zeitaufwand entsteht. Denn das

Ressort geht auf der Grundlage von Praxisauskiinften davon aus, dass es bisher zwar Ausbil-
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standard vorsah. Es gab jedoch auch bisher einige Ausbildungsanbieter, deren Ausbildungs-
konzept tiber das hinausging, was nunmehr als einheitlicher Mindeststandard festgelegt wird.
Hier ist davon auszugehen, dass einige Ausbildungsstitten die Gelegenheit nutzen, um ihr
Angebot etwas zu straffen. Im Ergebnis entsteht deshalb kein zusétzlicher jahrlicher Erfiil-

lungsaufwand.

Schieffnachweis

Das Ressort geht davon aus, dass fiir die Teilnehmer von Gesellschaftsjagden durch das Erfor-
dernis, jahrlich einen Schiefdnachweis zu erbringen, kiinftig ein zusitzlicher jahrlicher Zeit-
aufwand von insgesamt 582.000 Stunden entsteht (bei einem Stundensatz von 25 Euro wiren
das 14,55 Mio. Euro). Dazu sollen die Betreffenden jahrlich Schiefiibungen an einem Schief3-
stand absolvieren. Das Ressort geht davon aus, dass es sich bei der Schidtzung um einen Maxi-
malwert handelt, da z.B. bei einigen Gesellschaftsjagden in Staatsforsten bereits jetzt ein sol-
cher Schieffnachweis Voraussetzung fiir die Teilnahme ist. Das Ressort geht auferdem davon
aus, dass jahrlich etwa die Hélfte der Jagdscheininhaber an einer Gesellschaftsjagd teilnimmt,
das sind 194.000 Jagdscheininhaber (gesamt 388.000). Das Ressort geht ferner auf der Grundla-
ge von Praxisauskiinften davon aus, dass die Jagdscheininhaber im Einzelfall etwa 3 Stunden
fiir den Schieflstandbesuch aufwenden miissen. Darin eingerechnet sind auch Fahrtzeiten. Die
jahrlichen Sachkosten fiir den Schiefdstandbesuch beziffert das Ressort auf der Grundlage von
Auskiinften der Verbdndemit insgesamt rund 6,79 Mio. Euro bzw. 35 Euro im Einzelfall. Darin
enthalten sind die Fahrtkosten von 15 Euro fiir die notwendigen Fahrten sowie 10 Euro Nut-
zungsgebiihr und 10 Euro Munitionskosten. Das Ressort weist darauf hin, dass es sich hierbei
um eine Maximalschitzung handelt, da es in einigen Landern bereits ein standardisiertes

SchiefSiibungssystem auf freiwilliger Basis gibt.

Bleiminimierung

Das Ressort schitzt, dass sich die zusdtzlichen jihrlichen Sachkosten fiir Biirgerinnen und
Biirger, die Jagdberechtigte sind, um insgesamt etwa 2 Mio. Euro erhéhen. Die zusitzlichen
Sachkosten sind erforderlich da kiinftig nur noch bleiminimierte Munition fiir die Schalen-
wildjagd verwendet werden darf. Das Ressort schitzt dazu nachvollziehbar auf der Grundlage
von Praxisauskiinften, dass eine bleiminimierte Kugel im Einzelfall durchschnittlich etwa um
1 Euro teurer ist als die bisher zuldssigen. Nach einer Studie der Bundesforsten kosten bleimi-
nimierte Kugeln im Durchschnitt 4 Euro pro Stiick. Die Kosten einer herkémmlichen bleihal-
tigen Kugel beziffert das Ressort auf der Grundlage von Praxisauskiinften mit etwa 3 Euro pro
Stiick. Zudem geht das Ressort davon aus, dass jahrlich durchschnittlich etwa 2 Mio. Kugeln

im Zusammenhang mit der Jagd auf Schalenwild verwendet werden (Zahl entspricht der jahr-
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zung, die auch Fehlschiisse miteinschlieft. Denn in der Fallzahl zur jahrlichen Jagdstrecke von
Schalenwild von 2 Mio. sind auch Fille enthalten, bei denen bereits mit bleiminimierter Mu-
nition erlegt wurde. Denn bereits jetzt schreiben drei Bundeslander bleiminimierte oder blei-
lose Munition zwingend vor und ein Teil der Jagerschaft verwendet bereits jetzt freiwillig ent-
sprechende Munition. Geht man davon aus, dass jeder der insgesamt 388.000 Jagdausiibungs-
berechtigten einmal im Jahr auf Schalenwildjagd geht, so sind die jdhrlichen zusétzlichen

Sachkosten im Einzelfall mit etwa 5 Euro zu beziffern.

Vegetationsgutachten als Grundlage fiir Abschusskorridor

Das Ressort geht davon aus, dass den Jagdausiibungsberechtigten in den Landern, in denen es
bisher keine Abschussplanung (mehr) gab, kein oder allenfalls ein marginaler zusatzlicher
jahrlicher Erfiillungsaufwand durch das Erfordernis entsteht, eine Vereinbarung zur jahrli-
chen Abschussplanung zu erstellen. Hintergrund dafiir ist, dass es ein relativ strenges zivil-
rechtliches Haftungsregime gibt, wenn die Pflichten, die eine Jagdpacht mit sich bringt, ver-
nachldssigt werden und der Wald dadurch Schaden nimmt. Um unklare haftungsrechtliche
Verhiltnisse zu vermeiden, schlief’t der weitiiberwiegende Teil der Jagdpachtparteien deshalb
auch in den Bundeslidndern, in denen dies bisher nicht (mehr) Pflicht war, in der Regel eine

entsprechende Vereinbarung.

Das Ressort beziffert den zusitzlichen jihrlichen Erfiilllungsaufwand der Jagdpichter aus
dem Erfordernis, dass der Jagdpachter als Partei des Jagdpachtvertrags kiinftig die Kosten fiir
eine Lebensraumanalyse zu tragen hat, sofern dieses zusitzlich zum Vegetationsgutachten
erstellt wird, nachvollziehbar mit insgesamt rund 230.000 Euro. Das Ressort schatzt auf der
Grundlage von Erfahrungswerten aus der Praxis, dass die Kosten eines Vegetationsgutachtens
sich auf ca. 3 Euro pro Hektar belaufen und 1 Euro pro Hektar zusétzlich anfillt, wenn eine
Lebensraumanalyse des Rehwildes erstellt wird. Insgesamt gibt es in Deutschland ca.

5,5 Mio. Hektar private Waldflache (Dritte Bundeswaldinventur 2012). Die entstehenden
Sachkosten tragen somit etwa 5,5 Mio. Euro. Das Ressort geht davon aus, dass die Kosten zwi-
schen dem Pachter bzw. dem Jagdausiibungsberechtigten und dem Verpiachter hilftig geteilt
werden. Die zusitzlichen Sachkosten fiir die Jagdausiibungsberechtigten als Partei des
Jagdpachtvertrags betragen somit etwa 2,75 Mio. Euro. Der Gesetzentwurf gibt zwar keinen
Turnus fir die Erstellung solcher Gutachten vor. Das Ressort geht jedoch davon aus, dass die-
ser Teil der Gutachten alle 12 Jahre (Regelpachtdauer in den jeweiligen Landesjagdgesetzen)

erstellt wird.

Den zuséitzlichen Zeitaufwand fir die Pichter, fiir Meldung an die Behorde, die alle drei Jahre

der Behorde zur Vereinbarung tiber die Abschussplane zu machen ist, beziffert das Ressort
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25 Euro wiren das 45.000 Euro). Das Ressort geht davon aus, dass die Meldung per Mail an die
Behorde geschickt wird und dazu etwa 5 Minuten erforderlich sind. Betroffen sind nur die
Pichter in den Bundeslandern, in denen es bisher keine Abschusspliane (mehr) gab (Fallzahl
130.000). Das Ressort geht zudem davon aus, dass die alle drei Jahre abzusetzenden Meldungen

hélftig durch die Pachter und hilftig durch die Verpachter erledigt werden.
Wirtschaft

Fiir die Wirtschaft entsteht ein geringfiigiger einmaliger Erfiillungsaufwand sowie zusétzli-

cher jahrlicher Erfiillungsaufwand von insgesamt rund 780.000 Euro

Einheitliche Mindeststandards fiir die Ausbildung von Jager/Innen und Falkner/innen

Das Ressort schitzt, dass der einmalige Erfiillungsaufwand, der den Ausbildungsanbietern
durch die neuen vereinheitlichten Vorgaben zur Jager- und Falknerpriifung entsteht, gering-
fligig ist. Dem liegen Auskiinfte aus der Praxis zugrunde, dass im Einzelfall lediglich geringfii-
gige Anpassungen der Lehrplidne notwendig sind, da die Inhalte im Durchschnitt keine grofie-
ren Abweichungen von dem nun einheitlichen Standard abweichen. Zudem geht das Ressort
auf der Grundlage von Praxisauskiinften davon aus, dass durch die Vorgabe einer einheitli-
chen Mindeststundenzahl im Ergebnis kein zusitzlicher jahrlicher Erfiillungsaufwand fiir die

Ausbildungsstitten entsteht (siehe oben Biirgerinnen und Biirger).

Schieffnachweis

Fiir die Schiefstandbetreiber entsteht durch die Verpflichtung, fiir die Teilnahme an Gesell-
schaftsjagden kiinftig Nachweise iiber die erforderlichen SchiefRiibungen auszustellen, ein
zusitzlicher jahrlicher Erfiillungsaufwand von insgesamt rund 500.000 Euro. Das Ressort
geht dabei auf der Grundlage von Praxisauskiinften nachvollziehbar davon aus, dass die Dau-
er im Einzelfall bei fiinf Minuten liegt und der Stundensatz geméf} Erfiilllungsaufwands-
Leitfaden 22,10 Euro betrégt (jahrliche Fallzahl parallel zum Erfiillungsaufwand der Biir-
ger/innen: 194.000).

Bleiminimierung

Den privaten Institutionen, die sich in den Lindern um eine Position als Beliehener bemithen
werden, der fiir die Zertifizierung von Munition zustindig ist, entsteht einmaliger Erfiillungs-
aufwand durch das Erfordernis, ein entsprechendes ,Bewerbungs-Verfahren“ zu durchlaufen.
Das Ressort nimmt auf der Grundlage von Schitzungen zu vergleichbareren Beleihungen an,
dass der Aufwand der in Frage kommenden Unternehmen dafiir, die erforderlichen Unterla-

gen zusammenzustellen, etwa 40 Stunden betrégt, das sind bei einem Stundensatz von



semesvon12 26,30 Euro im Einzelfall 1.052 Euro. Fiir alle Bundesldnder bedeutet dies einen einmaligen

Erfiillungsaufwand von rund 17.000 Euro.

Vegetationsgutachten als Grundlage fiir Abschusskorridor

Das Ressort beziffert den zusitzlichen jahrlichen Erfillungsaufwand, der fiir den Verpachter
kiinftig entsteht, nachvollziehbar mit insgesamt rund 230.000 Euro. Der Erfiillungsaufwand
in Form von Sachkosten resultiert aus dem Erfordernis, dass der Jagdpachter als Partei des
Jagdpachtvertrags kiinftig hilftig die Kosten fiir eine Lebensraumanalyse zu tragen hat, sofern
dieses zusitzlich zum Vegetationsgutachten erstellt wird. Die Schiatzung des Ressorts erfolgt
nachvollziehbar parallel zu den Annahmen, die beim Péachter bzw. Jagdausiibungsberechtig-

ten (=Biirger/innen) getroffen wurden.

Den zusétzlichen jahrlichen Erfiillungsaufwand der Verpichter fiir die Meldung der Verein-
barung tber die Abschusspldne in den Bundesliandern, in denen es kein Abschussplanung
(mehr) gibt, beziffert das Ressort parallel zu den Annahmen bei den Pachtern mit insgesamt
rund 50.000 Euro (Fallzahl 130.000 alle drei Jahre, 5 Minuten im Einzelfall, Stundensatz

26,30 Euro gemaf Leitfaden, halftige Aufgabenteilung mit Pachter).

Verwaltung (Linder)

Der Verwaltung der Linder entsteht ein einmaliger Erfiillungsaufwand von 100.000 Euro so-

wie zusatzlicher jahrlicher Erfiillungsaufwand von

Beleihung von Institutionen, die bleiminimierte Munition zertifizieren

Das Ressort schitzt auf der Grundlage von Schiatzungen zu vergleichbaren Verfahren, dass
den Landern durch die Beleihung oder Beauftragung von Stellen, die das Zertifizierungsver-
fahren fir Bliichsenmunition kiinftig durchzufiihren haben, ein einmaliger Erfiillungsauf-
wand von rund 100.000 Euro entsteht. Die Schitzung basiert auf vergleichbaren Schitzungen
des Statistischen Bundesamts, nach denen fir einen Beleihungsakt im Einzelfall etwa 160
Stunden anfallen (Stundensatz nach Leitfaden 40,30 Euro). In jedem Bundesland (16) soll es

kiinftig eine entsprechende Stelle geben.

Ferner entsteht ein zusdtzlicher jihrlicher Erfiillungsaufwand bei den Beliehenen oder Be-
auftragten fiir das Verfahren der Zertifizierung von Munition von insgesamt etwa

520.000 Euro. Das Ressort schitzt nachvollziehbar auf der Grundlage von Auskiinften der
Lander, dass jahrlich in jedem Bundesland durchschnittlich etwa 100 zusétzliche Manntage

mit je 8 Stunden anfallen (Stundensatz 40,30 Euro, das sind etwa 32.100 Euro pro Bundesland).
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Durch die Einfiihrung von Abschusskorridoren fiir Rehwild entsteht der Verwaltung der finf
Lander?, die eine solche Abschussplanung abgeschafft haben, im Ergebnis ein zusétzlicher
jahrlicher Erfiillungsaufwand von etwa 40.000 Euro. Das Ressort schitzt auf der Grundlage
von Auskiinften der Lander, in denen es eine entsprechende Abschussplanung gibt, dass jahr-
lich pro Bundesland etwa 200 Stunden fir die Priifung der Plane erforderlich sind (Lohnkos-

ten gemaf} Leitfaden 40,30 Euro).

Zudem entsteht der Verwaltung der Linder ein zusétzlicher jihrlicher Erfiilllungsaufwand
von rund 1,5 Mio. Euro durch das Erfordernis, Vegetationsgutachten als Grundlage fiir die
Abschusspline zu erstellen. Das Ressort beziffert die erforderlichen Sachkosten auf der
Grundlage von vorhandenen Praxiserfahrungen der Linder mit etwa 3 Euro pro Hektar. Fiir
die insgesamt ca. 5,5 Mio. Hektar Privatwald (Dritte Bundeswaldinventur 2012) bedeutet dies
Gesamtkosten von etwa 16,5 Mio. Euro. Das Ressort schitzt parallel zu den Annahmen betref-
fend der Lebensraumanalysen, dass solche Gutachten von den Behérden etwa alle 12 Jahre
beauftragt werden (Regeldauer von Pachtvertriagen laut Landesrecht). Es handelt sich dabei
um eine robuste Schitzung, da Vegetationsgutachten bereits in einigen Bundeslandern

durchgefiihrt werden

Die Regelungen, die zum Zweck erhohter Rechtsklarheit getroffen werden, verursachen im

Ergebnis keinen zusédtzlichen Erfiillungsaufwand.
I1.2. Weitere Kosten

Durch die Vorgabe, bei Gesellschaftsjagden kiinftig nur noch bleiminimierte Munition zu
verwenden, entstehen den Betreibern von Schief3stinden voraussichtlich einmalige Weitere

Kosten von insgesamt 22,5 Mio. Euro.

Die Kosten werden durch Umristungsmafnahmen ausgel6st. Denn bleiminimierte Kugeln
haben im Unterschied zu den bisher verwendeten Kugeln ein anderes Schuss- und Abprall-
verhalten, etc. Es ist davon auszugehen, dass zahlreiche Jagdscheininhaber, die bisher her-
kémmliche Munition verwendet haben, kiinftig bleiminimierte Munition nicht nur bei Ge-
sellschaftsjagden, sondern wegen des unterschiedlichen Verhaltens auch zum Uben am
Schiefistand verwenden werden. Ein Teil der Schief3standbetreiber wird daher seine Anlagen
dem Bedarf entsprechend anpassen, obwohl das Schiefien mit bleihaltiger Munition auf
Schiefistinden nach wie vor grundséatzlich moglich bleibt. Da es sich um eine mittelbare Folge

handelt und die Umriistungskosten nicht unmittelbar durch die Vorgabe im Bundesjagdge-

! Brandenburg, Nordrhein-Westfahlen, Schleswig-Holstein, Sachsen, Saarland



semeovoN 12 setz ausgeldst wird, handelt es sich vorliegend um Kosten, die methodisch nicht als Erfiil-
lungsaufwand, sondern als Weitere Kosten einzustufen sind. Der Verband der Schief3standbe-
treiber schitzt, dass pro Biichsen-Schiefistand ein Umriistungsbedarf von etwa 100.000 Euro
entsteht. Das Ressort schitzt, dass 25% der insgesamt 900 Schiefistinde in Deutschland einen
entsprechenden Umriistungsbedarf haben (Fallzahl 225). Dabei wurde berticksichtigt, dass der
Umristungsbedarf von Schiefstinden in den drei Bundesldndern, die bereits jetzt Jagd auf
Schalenwild mit bleihaltiger Munition verbieten, geringer ausfallen diirfte, da davon auszuge-

hen ist, dass sich dort die Schiefistinde bereits entsprechend angepasst haben.
IL.3. ,Onein one out-Regel

Im Sinne der ,One in one out‘-Regel der Bundesregierung stellt der jahrliche Erfillungsauf-

wand der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein ,, In“ von 780.000 Euro dar.
IL4. Evaluierung

Die Vorschriften zur Minimierung Bleiabgabe von Biichsenmunition wird bis zum 31.12.2027
evaluiert. Ziel der Regelung ist es, einen Bleieintrag in Wildbret zu erreichen, der unterhalb
einer gesundheitsgefihrdenden Schwelle liegt. Kriterien bzw. Indikatoren fiir die Zielerrei-
chung ist der Bleigehalt in Wildbret. Die Datengrundlage liefern Untersuchungen des Bundes-
instituts fiir Risikobewertung zum Bleigehalt von Wildbret, die zu diesem Zweck vorgenom-

men werden.

Die Vorschrift zum SchiefRibungsnachweis bei Gesellschaftsjagden wird 5 Jahre nach Inkraft-
treten evaluiert. Ziel der Regelung ist es, Tierleid durch verbesserte Schiefperformance von

Teilnehmern an Gesellschaftsjagden zu mindern. Kriterien bzw. Indikatoren fiir die Zielerrei-
chung sind eine erhohte Anzahl fachgerecht erlegter Tiere sowie nachgewiesene Schief3tibun-

gen. Die erforderlichen Daten werden durch die Jagdverbidnde und Schiefistinde gesammelt.

Die Vorschrift zum Vegetationsgutachten als Grundlage fiir einen Abschusskorridor wird 5
Jahre nach Inkrafttreten evaluiert. Ziel der Regelung ist die Waldverjiingung sowie deutlich
weniger Bissschiden. Kriterium bzw. Indikator fiir die Zielerreichung ist das Ausmaf} der
Schidden an der Vegetation. Die erforderlichen Befunde lassen sich aus den behordlich erstell-

ten Vegetationsgutachten entnehmen.
IL5. Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes

Der Jagdschein ist eine der 575 Verwaltungsleistungen, die in dem von der Bundesregierung
beschlossenen Umsetzungskatalog des Onlinezugangsgesetzes (OZG) enthalten ist. Im Som-

mer dieses Jahres fanden dazu im Rahmen s.g. Digitalisierungslabore und koordiniert durch



seme11von12 das BMI mehrere Workshops statt, bei denen Praktiker und Betroffene sich iber das Verwal-
tungsverfahren, seine Optimierungsmaoglichkeiten und eine nutzerfreundliche Digitalisierung
ausgetauscht haben. Identifiziert wurden auch eine Reihe von Verbesserungsvorschligen, zu
deren Umsetzung es rechtlicher Anpassungen bedarf. Bedauerlicherweise war das zustindige
Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft (BMEL) dabei nicht vertreten. Gleich-
wohl hitte der vorliegende Gesetzentwurf die Méglichkeit geboten, die im Kontext des Digita-
lisierungslabors entwickelten und von Linderseite vorgebrachten Anregungen aufzugreifen.
Nach Aussage des BMEL gibt es iber die konkreten Vorschlige hinaus grundsitzliche Beden-
ken hinsichtlich der Digitalisierung des Jagdscheins, da dieser unmittelbar zur Nutzung von
Waffen berechtigt, auch ohne dass ein Waffenschein vorhanden sein muss. Aus Sicht des NKR
ist es dringend geboten, dass sich das BMEL (zustdndig fiir das Jagdrecht) und das BMI (zu-
standig fur die Umsetzung des OZG und das Waffenrecht) ziigig dartiber verstindigen, in wel-
cher Form die identifizierten rechtlichen Anderungsbedarfe angestofien werden, ohne die
Aspekte der 6ffentlichen Sicherheit zu vernachlassigen. Das BMEL hat zugesagt, die dafiir
notwendigen Gespriache mit dem BMI zu fithren und im Anschluss Losungsmoglichkeiten
gemeinsam mit BMI, Lindern und Betroffenen unter Einbeziehung des NKR Losungsmog-

lichkeiten zu erarbeiten.

III. Ergebnis

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Ein-
winde gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungsentwurf.

sl Q/C\? Lo 4ol

Dr. Ludewig Storr-Ritter

Vorsitzender Berichterstatterin
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	Artikel 1
	Änderung des Bundesjagdgesetzes
	Das Bundesjagdgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 1976 (BGBl. I S. 2849), das zuletzt durch Artikel 291 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Dem § 1 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
	2. In § 15 werden die Absätze 5 bis 7 durch die folgenden Absätze 5 bis 14 ersetzt:
	(5) „ Die erste Erteilung eines Jagdscheines ist davon abhängig, dass der Bewerber oder die Bewerberin im Geltungsbereich dieses Gesetzes eine Jäger- oder Jägerinnenprüfung bestanden hat, die aus einem schriftlichen Teil, einem mündlich-praktischen T...
	(6) Der schriftliche Teil sowie der mündlich-praktische Teil der Prüfung sind in allen in Absatz 5 Satz 2 genannten Fachgebieten abzulegen. Mangelhafte Leistungen in der praktischen Handhabung von Waffen im Fachgebiet des Absatzes 5 Satz 2 Nummer 6 s...
	(7) Die Schießprüfung besteht aus dem Büchsenschießen mit für die Jagd auf Schalenwild geeigneter Munition auf eine stehende und eine bewegliche Scheibe sowie dem Flintenschießen. Beim Büchsenschießen auf eine stehende Scheibe sind auf eine Distanz vo...
	(8) Die Zulassung zur Jäger- oder Jägerinnenprüfung ist abhängig von einer mindestens 130 Stunden umfassenden Ausbildung in den Fachgebieten des Absatzes 5 Satz 2. Die Schießausbildung wird auf diese Stundenzahl nicht angerechnet.
	(9) Für Bewerber oder Bewerberinnen, die vor dem 1. April 1953 einen Jahresjagdschein besessen haben, entfällt die Jäger- oder Jägerinnenprüfung. Eine vor dem Tag des Wirksamwerdens des Beitritts der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepubl...
	(10) Bei der Erteilung von Ausländer- oder Ausländerinnenjagdscheinen können Ausnahmen von Absatz 5 zugelassen werden.
	(11) Dauerhaft im Ausland lebenden deutschen Staatsangehörigen und Jägern oder Jägerinnen mit deutscher sowie mindestens einer weiteren Staatsbürgerschaft kann bei als gleichwertig anerkannter ausländischer Jäger- oder Jägerinnenprüfung ein deutscher ...
	(12) Die Befähigung zur jagdlichen Ausbildung und zur Abnahme der Jäger- oder Jägerinnenprüfung sowie zur Ausbildung für die Fallenjagd hat, wer durch persönliche Eignung und fachliche Qualifikation über die erforderlichen Fachkenntnisse verfügt.
	(13) Die erste Erteilung eines Falkner- oder Falknerinnenjagdscheines ist davon abhängig, dass der Bewerber oder die Bewerberin im Geltungsbereich dieses Gesetzes
	(14) Die Länder können weitergehende Anforderungen für den Umfang der Ausbildung von Jägern oder Jägerinnen und Falknern oder Falknerinnen sowie für die Zulassung zur Jäger- oder Falknerprüfung und Jägerinnen- und Falknerinnenprüfung festlegen.“

	3. Nach § 15 wird folgender § 15a eingefügt:
	„§ 15a
	Schießübungsnachweis für Gesellschaftsjagden
	Bei einer Jagd, bei der mehr als sechs Personen jagdlich zusammenwirken (Gesellschaftsjagd) hat jeder Teilnehmer oder jede Teilnehmerin, der oder die die Jagd ausüben will, einen Schießübungsnachweis, der der jeweiligen Jagdausübung mittels Büchsen- o...


	4. In § 17 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	5. Nach § 18a wird folgender Abschnitt IVa eingefügt:
	„Abschnitt IVa
	Anforderungen an das Erlegen mit Schusswaffen
	§ 18b
	Begriffsbestimmungen
	Im Sinne dieses Abschnitts sind

	§ 18c
	Besondere Anforderungen an Büchsenmunition
	(1) Büchsenmunition darf für die Jagd auf Schalenwild nur verwendet werden, wenn sie nach Maßgabe einer Rechtsverordnung nach § 18d Absatz 1 Nummer 1 eine zuverlässige Tötungswirkung erzielt und eine hinreichende ballistische Präzision gewährleistet.
	(2) Ferner darf Büchsenmunition für die Jagd auf Schalenwild nur verwendet werden, wenn sie nicht mehr Blei als nach dem jeweiligen Stand der Technik unter gleichzeitiger Wahrung der Anforderungen des Absatzes 1 unvermeidbar an den Wildkörper abgibt. ...

	§ 18d
	Ermächtigungen
	(1) Das Bundesministerium wird ermächtigt, im Benehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
	(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung

	§ 18e
	Erfahrungsbericht
	Ziel der in diesem Abschnitt enthaltenen Vorschriften ist es, schädlichen Bleieintrag in Tierkörper oder Umwelt durch Verwendung von Büchsenmunition bei der Jagd zu minimieren und zu vermeiden, soweit dies nach dem jeweiligen Stand der Technik unter ...

	§ 18f
	Übergangsregelung für Büchsenmunition
	Büchsenmunition, die vor dem Inkrafttreten einer Rechtsverordnung nach § 18d Absatz 1 Nummer 1 ordnungsgemäß erworben und ordnungsgemäß nach diesem Gesetz oder nach landesrechtlichen Vorschriften, soweit diese hinsichtlich der Zulässigkeit der Verw...



	6. § 19 wird wie folgt geändert:
	7. § 21 wird wie folgt geändert:
	„(2a) Die Parteien des Jagdpachtvertrages vereinbaren einen jährlichen Abschusskorridor für Rehwild entsprechend Absatz 1. Sie legen dabei einen Mindest- und einen Höchstabschuss fest, innerhalb derer ein Abschuss für Rehwild nicht unter- bzw. übersc...
	(2b) Die Vereinbarung nach Absatz 2a Satz 1 kann längstens für die Dauer von drei Jahren geschlossen werden.
	(2c) Wird ein Eigenjagdbezirk oder ein gemeinschaftlicher Jagdbezirk nicht verpachtet, sondern anderweitig jagdlich genutzt, gelten die Absätze 2a und 2b entsprechend.
	(2d) Vorschriften der Länder, die über die Anforderungen nach den Absätzen 1, 2a und 2c hinausgehen, bleiben unberührt. Als solche sind insbesondere Vorschriften der Länder anzusehen, nach denen Rehwild auf Grund und im Rahmen eines Abschussplans zu ...

	8. Nach § 22 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
	9. In § 27 Absatz 1 werden nach dem Wort „Landschaftspflege“ die Wörter „sowie die Erfordernisse einer Verjüngung des Waldes im Wesentlichen ohne Schutzmaßnahmen“ eingefügt.
	10. In § 28a Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Einvernehmen“ durch das Wort „Benehmen“ ersetzt.
	11. § 39 wird wie folgt geändert:


	Artikel 2
	Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes
	§ 40a Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 290 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In den Sätzen 3 und 5 wird jeweils das Wort „Einvernehmen“ durch das Wort „Benehmen“ ersetzt.
	2. Satz 6 wird wie folgt gefasst:


	Artikel 3
	Änderung des Waffengesetzes
	§ 40 Absatz 3 des Waffengesetzes vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3970, 4592; 2003 I S. 1957), das zuletzt durch Artikel 228 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In Satz 4 werden nach dem Wort „mit“ die Wörter „Vorrichtungen, die das Ziel beleuchten, nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.2.4.1 sowie“ eingefügt.
	2. In Satz 5 werden nach dem Wort „von“ die Wörter „Vorrichtungen, die das Ziel beleuchten, sowie von“ eingefügt.


	Artikel 4
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am ………………(Einsetzen: Datum des ersten Tages des sechsten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats) in Kraft.
	(2) Artikel 1 Nummer 2 tritt am ………………(Einsetzen: Datum des ersten Tages des achtzehnten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats) in Kraft.
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